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Bebauungsplan Rw 353/24 „Landesgartenschaubrücke“ in Rottweil 

Auswertung der Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange und Abwägung der Stellungnahmen 

 

 

Frühzeitige Beteiligung 

A Stellungnahmen der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange 
gem. § 4 (1) BauGB und Nachbargemeinden nach § 2 (2) BauGB - Fristende: 11.12.2024 

B Stellungnahmen der Öffentlichkeit 
gem. § 3 (1) BauGB - Anhörungsfrist vom 11.11.2024 bis einschl. 11.12.2024 

    

Offenlage 

C Stellungnahmen der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange 
gem. § 4 (2) BauGB und Nachbargemeinden nach § 2 (2) BauGB - Fristende: 28.08.2025 

D Stellungnahmen der Öffentlichkeit 
gem. § 3 (2) BauGB - Anhörungsfrist vom 28.07.2025 bis einschl. 28.08.2025 
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A Stellungnahmen der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange 
gem. § 4 (1) BauGB und Nachbargemeinden nach § 2 (2) BauGB 

 

Nr. Inhalt der Anregung Abwägungsvorschlag 

1. Regierungspräsidium Freiburg 
Ref. 21 – Raumordnung, Baurecht, Denkmalschutz 

Anregung vom 12.12.2024 

 Der Bebauungsplanentwurf entwickelt sich nicht aus den Darstellungen des Flächennutzungsplans, weshalb sich 
die 1. Änderung des FNP 2035 derzeit im Parallelverfahren befindet. 
Analog zu unserer Stellungnahme im Rahmen des FNP-Änderungsverfahrens bitten wir aufgrund der 
Betroffenheit eines Überschwemmungsgebietes auch im Zuge des Bebauungsplanverfahrens um enge 
Abstimmung mit der hierfür zuständigen Unteren Wasserbehörde. 

Kenntnisnahme 
Eine enge Beteiligung der unteren Wasserbehörde 
am Verfahren sowie die weitere Beteiligung am 
Verfahren erfolgt. Eine Stellungnahme wurde im 
Zuge der Gesamtstellungnahme vom Landratsamt 
Rottweil abgegeben. Diese wird unter siehe Ziffer 6 
in die Abwägungstabelle aufgenommen. Auf die 
Anregungen und die dazugehörigen 
Abwägungsvorschläge wird verwiesen. 

Wir begrüßen, dass bereits Festsetzungen zur Höhenlage der Brücke festgesetzt werden. Kenntnisnahme 

Gleichzeitig regen wir an, die Auswirkungen der Planung auf das Retentionsvolumen in der Begründung näher 
zu erläutern. 

Berücksichtigung 
Es wird davon ausgegangen, dass sich die Anregung 
auf das Überschwemmungsgebiet und damit 
verbunden auf das Retentionsvolumen bei 
Hochwasserereignissen (HQ100) bezieht. 
Im Zuge der Aufstellung des vorliegenden 
Bebauungsplans werden sowohl der Neckar als 
auch seine begleitenden Böschungen nicht in die 
Planungen einbezogen. Hier werden im Rahmen 
eines eigenständigen Plangenehmigungsverfahrens 
zur Renaturierung des Neckars die verschiedenen 
Belange abgehandelt. Darunter auch das Thema 
des Überschwemmungsgebiets. Die Grenze 
zwischen dem Renaturierungsverfahren und dem 
vorliegenden Bebauungsplanverfahren verläuft 
entlang der HQ100-Linie, die jedoch aufgrund der 
Rechengrundlage nicht linear ist. Demnach liegt ein 
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Nr. Inhalt der Anregung Abwägungsvorschlag 

ganz kleiner Teil des Überschwemmungsgebiets 
gemäß den aktuellen Hochwassergefahrenkarten 
auch im Bereich des geplanten Brückenpfeilers.  
Das Landratsamt geht nach der aktuellen Planung 
davon aus, dass sich der Brückenpfeiler nicht 
negativ auf den Hochwasserabfluss auswirkt, bzw. 
diesen behindert, da die höchste 
Fließgeschwindigkeit im Hauptgerinne auftritt und 
der Brückenpfeiler nur geringfügig angeströmt 
wird. Im Zuge des Plangenehmigungsverfahrens 
wird die Hochwassersituation plausibilisiert und 
die Hochwasserneutralität der Planungen zum 
Umbau des Neckars gesichert, inclusive der 
Errichtung des Brückenpfeilers. Es kann 
dementsprechend davon ausgegangen werden, 
dass die Belange des Hochwasserschutzes 
vollständig im parallelen Verfahren abgearbeitet 
und mit den zuständigen Behörden abgestimmt 
werden. Der Bereich des 
Plangenehmigungsverfahrens wird auf der Ebene 0 
im Bebauungsplan dargestellt. 
Eine enge Abstimmung bei allen Verfahren mit den 
zuständigen Behörden erfolgt. 

2. Regierungspräsidium Freiburg 
Abteilung 5 – Umwelt, Ref. 53.2 - Hochwasserschutz 

Anregung vom 19.12.2024 

 Gegen das im Betreff genannte Vorhaben haben wir keine Einwände. 
Es ist ein Gestattungsvertrag mit dem Landesbetrieb Gewässer zu vereinbaren. 
Bitte nehmen Sie hierzu Kontakt auf mit: 
Abt. Umwelt - Landesbetrieb Gewässer (LBG) 
Leiter Grunderwerb und Grundstücksbewirtschaftung im LBG und Betriebliche Koordination 
Bissierstraße 7, 79114 Freiburg 

Kenntnisnahme 
Im Rahmen der weiteren konkreten Planung 
werden alle notwendigen vertraglichen 
Vereinbarungen abgeschlossen. 
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3. Regierungspräsidium Freiburg 
Ref. 83 Fachbereich Waldpolitik und Körperschaftsforstdirektion 

Anregung vom 02.12.2024 

 Bei der o.g. Bebauungsplanänderung werden forstfachliche und -rechtliche Belange nicht tangiert. Bei den 
überplanten, mit Gehölzen bestockten, Flächen handelt es sich in Abstimmung mit der örtlich zuständigen 
Unteren Forstbehörde um Feldgehölze, die keine Waldeigenschaft nach § 2 Landeswaldgesetz (LWaldG) 
aufweisen. 
Aus forstfachlicher Sicht bestehen gegenüber der Planung keine Bedenken. 

Kenntnisnahme 

4. Regierungspräsidium Freiburg 
Landesamt für Geologie, Rohstoffe 
und Bergbau – Abteilung 9 
79095 Freiburg i. Br. 

Anregung vom 25.11.2024 

 Geologie 
Die lokalen geologischen Verhältnisse können der digitalen Geologischen Karte von Baden-Württemberg 1: 50 
000 (GeoLa) im LGRB-Kartenviewer entnommen werden. Nähere Informationen zu den lithostratigraphischen 
Einheiten bieten die geowissenschaftlichen Informationsportale LGRBwissen und LithoLex. 

Kenntnisnahme 

Geochemie 
Die geogenen Grundgehalte in den petrogeochemischen Einheiten von Baden- Württemberg sind im LGRB-
Kartenviewer abrufbar. Nähere Informationen zu den geogenen Grundgehalten sind im geowissenschaftlichen 
Informationsportal LGRBwissen beschrieben. 

Kenntnisnahme 

Bodenkunde 
Zur Planung sind aus bodenkundlicher Sicht keine Hinweise oder Anregungen vorzubringen. Bei der 
Baumaßnahme ist nach § 2 Landes-Bodenschutz- und Altlastengesetz (LBodSchAG) auf den sparsamen und 
schonenden Umgang mit Boden zu achten. 
Sollten bei dem vorliegenden Bauvorhaben mehr als 500 m3 Bodenüberschussmassen entstehen, so ist bei dem 
nach § 3 Abs. 4 Landes-Kreislaufwirtschaftsgesetz (LKreiWiG) geforderten Abfallverwertungskonzept auf eine 
höchstmögliche Verwertung nach § 3 Abs. 2 LKreiWiG zu achten, um so die natürlichen Bodenfunktionen im 
größtmöglichen Umfang zu erhalten. 

Kenntnisnahme 
Unter Ziffer 3.2 der Planungsrechtlichen 
Festsetzungen sind Hinweise zum Bodenschutz 
eingearbeitet. 
Ein Hinweis auf die Notwendigkeit eines 
Abfallverwertungskonzeptes wird in den Hinweis 
zum Bodenschutz mit aufgenommen. 

Angewandte Geologie 
Das LGRB weist darauf hin, dass im Anhörungsverfahren als Träger öffentlicher Belange keine fachtechnische 
Prüfung vorgelegter Gutachten oder von Auszügen daraus erfolgt. Sofern für das Plangebiet ein 

Kenntnisnahme 



Bebauungsplan Rw 353/24 „Landesgartenschaubrücke“  Seite 5 von 50 
 

Nr. Inhalt der Anregung Abwägungsvorschlag 

hydrogeologisches bzw. geotechnisches Übersichtsgutachten, Detailgutachten oder ein hydrogeologischer bzw. 
geotechnischer Bericht vorliegt, liegen die darin getroffenen Aussagen im Verantwortungsbereich des 
gutachtenden Ingenieurbüros. 

Ingenieurgeologie 
Eine Zulässigkeit der geplanten Nutzung vorausgesetzt, wird die Übernahme der folgenden geotechnischen 
Hinweise in den Bebauungsplan empfohlen: Das Plangebiet befindet sich auf Grundlage der am LGRB 
vorhandenen Geodäten im Verbreitungsbereich des Trigonodusdolomits. Dieser wird im Bereich der Neckaraue 
von Auenlehm sowie im Bereich des Bahndammes von Anthropogenen Ablagerungen (Auffüllungen, 
Aufschüttungen) unbekannter Mächtigkeit bedeckt. 
Mit lokalen Auffüllungen vorangegangener Nutzungen, die ggf. nicht zur Lastabtragung geeignet sind, sowie mit 
einem kleinräumig deutlich unterschiedlichen Setzungsverhalten des Untergrundes ist zu rechnen. Ggf. 
vorhandene organische Anteile können zu zusätzlichen bautechnischen Erschwernissen führen. Der 
Grundwasserflurabstand kann bauwerksrelevant sein. 
Verkarstungserscheinungen (offene oder lehmerfüllte Spalten, Hohlräume, Dolinen) sind nicht auszuschließen. 
Sollte eine Versickerung der anfallenden Oberflächenwässer geplant bzw. wasserwirtschaftlich zulässig sein, 
wird auf das Arbeitsblatt DWA-A 138 (2005) verwiesen und im Einzelfall die Erstellung eines entsprechenden 
hydrologischen Versickerungsgutachtens empfohlen. 
Wegen der Gefahr der Ausspülung lehmerfüllter Spalten ist bei Anlage von Versickerungseinrichtungen auf 
ausreichenden Abstand zu Fundamenten zu achten. 
Nach Interpretation des hochauflösenden Digitalen Geländemodells besteht unter Umständen eine Gefährdung 
durch von den Steilhängen/Felswänden im Westen oberhalb des Plangebiets ausgehende Sturzprozesse. 
Potenzielle Ausbruchgebiete für Steinschlag bis Felssturz sind in der Ingenieurgeologischen 
Gefahrenhinweiskarte von Baden-Württemberg eingetragen. Der gesamte Prozessraum wird dabei nicht 
abgedeckt. Es sollte vorab untersucht werden, ob im Plangebiet ein ausreichender, auf die jeweilige Nutzung 
abgestimmter Schutz gegen Steinschlag, Blockschlag oder Felssturz vorhanden ist. 
Bei etwaigen geotechnischen Fragen im Zuge der weiteren Planungen oder von Bauarbeiten (z. B. zum genauen 
Baugrundaufbau, zu Bodenkennwerten, zur Wahl und Tragfähigkeit des Gründungshorizonts, zum 
Grundwasser, zur Baugrubensicherung, bei Antreffen verkarstungsbedingter Fehlstellen wie z. B. offenen bzw. 
lehmerfüllten Spalten) werden objektbezogene Baugrunduntersuchungen gemäß DIN EN 1997-2 bzw. DIN 4020 
durch ein privates Ingenieurbüro empfohlen. 

Kenntnisnahme 
In den Planungsrechtlichen Festsetzungen wird der 
bereits bestehende Hinweis unter Ziffer 3.3 
(Geotechnik) nochmals gemäß der vorliegenden 
Stellungnahme präzisiert. Die angesprochenen 
Baugrunduntersuchungen wurden zwischenzeitlich 
vorgenommen, die Inhalte sind Grundlage der 
konkreten Planungen zur 
Landesgartenschaubrücke. 

Hydrogeologie 
Aktuell findet im Plangebiet keine Bearbeitung hydrogeologischer Themen durch das LGRB statt. 

Kenntnisnahme 
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Geothermie 
Informationen zu den oberflächennahen geothermischen Untergrundverhältnissen sind im Informationssystem 
„Oberflächennahe Geothermie für Baden-Württemberg“ (ISONG) hinterlegt. ISONG liefert erste Informationen 
(Möglichkeiten und Einschränkungen) zur geothermischen Nutzung des Untergrundes mit Erdwärmesonden 
und Erdwärmekollektoren. Bitte nehmen Sie vor Verwendung des Informationssystems die Erläuterungen zur 
Kenntnis. 

Kenntnisnahme 

Rohstoffgeologie (Mineralische Rohstoffe) 
Zum Planungsvorhaben sind aus rohstoffgeologischer Sicht keine Hinweise, Anregungen oder Bedenken 
vorzubringen. 

Kenntnisnahme 

Landesbergdirektion - Bergbau 
Die Planung liegt nicht in einem aktuellen Bergbaugebiet. 
Nach den beim Landesamt für Geologie, Rohstoffe und Bergbau vorliegenden Unterlagen ist das Plangebiet 
nicht von Altbergbau oder künstlich geschaffenen Althohlräumen (bspw. Stollen, Bunker, unterirdische Keller) 
betroffen. 

Kenntnisnahme 

Allgemeine Hinweise 
Anzeige, Übermittlung und Bereitstellung von Geologie-Daten nach Geologiedatengesetz (GeolDG) 
Für geologische Untersuchungen und die daraus gewonnenen Daten besteht nach den Bestimmungen des 
Geologiedatengesetzes (GeolDG) eine Übermittlungspflicht gegenüber dem LGRB. Weitere Informationen 
hierzu stehen Ihnen im LGRBanzeigeportal zur Verfügung. Weitere Informationsquellen des LGRB im Internet 
Informationen zu den Untergrundverhältnissen sowie weitere raumbezogene Informationen können 
fachübergreifend und maßstabsabhängig der LGRBhomepage entnommen werden. Bitte nutzen Sie hierzu auch 
den LGRB-Kartenviewer sowie LGRBwissen. Insbesondere verweisen wir auf unser Geotop-Kataster. 

Kenntnisnahme 

5. Regierungspräsidium Stuttgart 
Landesamt für Denkmalpflege 

Anregung vom 02.12.2024 

 Im Planungsgebiet sind sowohl Belange der Bau- und Kunstdenkmalpflege als auch der archäologischen 
Denkmalpflege berührt. 

Kenntnisnahme 

Bau- und Kunstdenkmalpflege 
Teilbereiche des Bebauungsplans liegen in dem gemäß §19 DSchG als Gesamtanlage unter Schutz gestellten 
Stadtkerns von Rottweil und auch im Bereich des Stadtgrabens, der zur Stadtbefestigung gehört, einem 
Kulturdenkmal gemäß § 2 DSchG. 

Berücksichtigung 
Der gemäß § 19 DSchG geschützte Bereich wird im 
Bebauungsplan dargestellt. Die bereits bestehende 
nachrichtliche Übernahme unter Ziffer 2.1. 
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Die Erhaltung der Kulturdenkmale in ihrem überlieferten Erscheinungsbild liegt im öffentlichen Interesse. Wir 
weisen Sie darauf hin, dass vor baulichen Eingriffen, wie auch vor einer Veränderung des Erscheinungsbildes, 
bei Kulturdenkmalen nach der vorherigen Abstimmung mit dem Landesamt für Denkmalpflege eine 
denkmalrechtliche Genehmigung erforderlich ist. Das Landesamt für Denkmalpflege wurde frühzeitig in die 
Planung der Landesgartenschaubrücke einbezogen und befindet sich in regelmäßiger Abstimmung zu der 
Maßnahme. 

(Denkmalschutz) wird nochmals konkretisiert. Eine 
weitere Beteiligung am Verfahren erfolgt. 

Archäologische Denkmalpflege 
Das o. g. Vorhaben liegt in der Nähe zahlreicher bekannter Fundstellen und Kulturdenkmale nach §2 DSchG im 
Bereich der römerzeitlichen, mittelalterlichen und neuzeitlichen Siedlungen Rottweils 
­ „Siedlung des Mittelalters und der Neuzeit“ (ADAB-Id. 108204607, Kulturdenkmal gern. § 2 DSchG) 
­ „Siedlungen des Neolithikums, der Römerzeit und des Mittelalters“ (ADAB-Id. 97017229, Kulturdenkmal gern. § 2 

DSchG) 

Berücksichtigung 
Die bereits bestehende nachrichtliche Übernahme 
zum Thema Denkmalschutz unter Ziffer 2.1. 
(Denkmalschutz) der planungsrechtlichen 
Festsetzungen wird ergänzt. 
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­ „Mittelalterliche Burg“ (ADAB-Id. 107773686, Prüffall gern. DSchG) 
­ Funde aus dem Neckarschotter (ADAB-Id. 108883385) und von der Grabhügelgruppe am Weinreben (ADAB-Id. 

108286266 und 97017244) 

Mit archäologischer Denkmalsubstanz ist bei Bodeneingriffen bzw. Erdarbeiten zu rechnen. Allerdings ist laut 
Bauplanung weitestgehend mit nur geringen Eingriffen zu rechnen, so dass hier von einer vollumfänglichen 
Archäologischen Untersuchung abgesehen werden kann. 
Daher sind folgende Auflagen zu formulieren: 
Der Beginn der Aushubarbeiten ist dem LAD drei Wochen im Voraus per E-Mail mitzuteilen, um ggf. eine 
fachliche Beaufsichtigung der Bauarbeiten durch das LAD oder ehrenamtlich Beauftragte zu ermöglichen. Die 
Zeit für etwaig notwendige baubegleitende archäologische Dokumentationsarbeiten ist im Bauablauf zu 
berücksichtigen. 

Hinsichtlich der Belange des Denkmalschutzes wird 
eine weitere enge Beteiligung am 
Planungsverfahren erfolgen. 

Wir danken außerdem für die erfolgte Aufnahme des Hinweises auf §20 DSchG zum Fund von Kulturdenkmalen. 
Wir bitten um die Aufnahme auch dieser Hinweise in die Bebauungsplanunterlagen. 

Berücksichtigung 
Siehe vorherige Abwägungsvorschläge. 

6. Landratsamt Rottweil 
Bau-, Naturschutz- und Gewerbeaufsicht 
78614 Rottweil 

Gemeinsame Anregung vom 11.12.2024 

 Bau-, Naturschutz- und Gewerbeaufsicht 
1. Untere Naturschutzbehörde 

 

Zur frühzeitigen Beteiligung wurde ein Landschaftspflegerischer Begleitplan eingereicht. Dieser soll bis zur 
Offenlage ergänzt werden. Ebenfalls soll bis zur Offenlage eine spezielle artenschutzrechtliche Prüfung 
nachgereicht werden. 

Berücksichtigung 
Die spezielle artenschutzrechtliche Prüfung wird als 
Anlage den Bebauungsplanunterlagen zur 
Offenlage beigelegt. 

Bewertung der Schutzgüter 
Die geplante Bewertung der Schutzgüter ist nachvollziehbar und stimmig. Es wird gebeten, den Eingriff in das 
Schutzgut Landschaftsbild ebenfalls mit Ökopunkten anhand des Bewertungsmodells der Landkreise 
Bodenseekreis, Ravensburg und Sigmaringen zu berechnen. Abstimmungen dazu gab es bereits mit Frau Siegel 
per Mail am 26.11.2024. 
Das Neckartal ist an dieser Stelle bereits geprägt von Bauwerken und Gleisanlagen, dennoch wird das 
Brückenbauwerk von Weitem sichtbar sein und vor der historischen Stadtkulisse liegen. Das Landschaftsbild 
wird von faktorgrün mit einer mittleren bis hohen Bedeutung eingestuft. Laut dem Umweltbericht entstehen 
durch die zusätzliche technische Überprägung nachteilige Auswirkungen. Diese nachteiligen Auswirkungen 

Berücksichtigung 
Um den Eingriff in das Landschaftsbild zu 
bewerten, wurde wie von der UNB angeregt, das 
Bewertungsmodell der Landkreise Bodenseekreis, 
Ravensburg und Sigmaringen herangezogen. Die 
Methodik, die Bewertung und der errechnete 
Ausgleichsbedarfs in Ökopunkte, wird in einem 
eigenständigen Kapitel im Umweltbericht zur 
Offenlage dargestellt. 
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sowie die Fernwirkung des Brückenbauwerks kann aus Sicht der unteren Naturschutzbehörde nicht rein verbal-
argumentativ abgehandelt werden mit der Begründung, dass die Brücke ein Teil des Konzeptes der 
Landesgartenschau ist und damit auf einen Ausgleich verzichtet werden kann. Die untere Naturschutzbehörde 
bittet, den Eingriff in das Landschaftsbild ebenfalls nach der Ökokontoverordnung zu bewerten und 
entsprechend auszugleichen. 
 
Weiterhin sind auch die Bereiche, die als Baustelleneinrichtungsfläche und Baustraßen verwendet werden, 
darzustellen und es ist darzulegen, wie diese im Anschluss saniert werden. Zudem sind die 
artenschutzrechtlichen Belange auf den Baustelleneinrichtungsflächen zu berücksichtigen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Der Ausgleich erfolgt schutzgutübergreifend über 
eine Ökokontomaßnahme der Stadt Rottweil. 
 
 
 
 
Teilweise Berücksichtigung 
Eine generelle Rückführung der 
Baustelleneinrichtungsflächen in den 
ursprünglichen Zustand ist in weiten Bereichen 
nicht geplant, da diese Flächen nach dem 
Planungskonzept neuen Nutzungen zugeführt 
werden. Ein Hinweis zum Aufbringen autochtonen 
Saatgutes auf Flächen, die nicht einer neuen 
Nutzung zugeführt werden, bzw. als Wiesenflächen 
angelegt werden, wird in den Umweltbericht und 
den textlichen Festsetzungen als Hinweis 
übernommen. Die im Umweltbericht aufgeführten 
Vermeidungsmaßnahmen in Bezug auf den 
Artenschutz gelten auch für die 
Baustelleneinrichtungsfläche sowie Baustraßen.  
 
Generell sind diese Hinweise jedoch nur für 
Flächen relevant, die innerhalb des 
Bebauungsplangebiets liegen.  
Im vorliegenden Fall liegen die Baustellenein-
richtungsflächen jedoch überwiegend außerhalb 
des Bebauungsplans, so dass hier keine 
Festsetzungen getroffen werden können (siehe 
hierzu Plan am Ende der Abwägung, S.31). Im Zuge 
der konkreten Planungen wird das Konzept jedoch 
mit den zuständigen Behörden abgestimmt. 
Darüber hinaus wird eine Umweltbaubegleitung 
installiert. 
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Nach den Unterlagen kann angenommen werden, dass die Brücke im Winter beheizt werden soll. Die untere 
Naturschutzbehörde bittet, dies im Hinblick auf den Klimawandel und der immer weniger schnee- und 
frostreichen Tage zu überdenken. Sollte dennoch eine Beheizung notwendig werden, sollte dies mit Energie aus 
erneuerbaren Quellen bzw. über die Nutzung von Abwärme erfolgen. 

Berücksichtigung 
Die Brücke wird im Winter nicht beheizt. 

Artenschutz 
Die Mauereidechse wird im Umweltbericht als besonders geschützte Art beschrieben. Die untere 
Naturschutzbehörde weist darauf hin, dass Mauereidechsen streng geschützt sind und daher das 
Regierungspräsidium Freiburg über eine artenschutzrechtliche Ausnahme entscheidet. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Im Umweltbericht wird dargelegt, dass im Umfeld des Plangebiets keine Amphibien vorkommen, was jedoch 
nicht mit den Untersuchungen von GÖG 2021 übereinstimmt. Damals konnten im Tümpel im Stadtgraben, 
Luftlinie 40 m zum Eingriffsort, Kaulquappen der Erdkröte sowie ein adulter Bergmolch und dessen 
Kaulquappen nachgewiesen werden. Die untere Naturschutzbehörde bittet, dies im weiteren Verlauf zu 
berücksichtigen. 
 
 
 
 

Teilweise Berücksichtigung 

Da eine Tötung von Individuen oder eine 
Zerstörung von Fortpflanzungsstätten trotz 
Vermeidungsmaßnahmen nicht ausgeschlossen 
werden kann, wurde beim Regierungspräsidium 
Freiburg für den B-Plan „Hochbrückgraben“ eine 
Ausnahmeantrag beantragt. Diese wurde am 
28.01.2025 erteilt. In Absprache mit dem 
Regierungspräsidium Freiburg, Referat 55 am 
04.03.2025 besteht für den Bebauungsplan 
„Landesgartenschaubrücke“ in Bezug auf die 
Mauereidechse keine Notwendigkeit für einen 
erneuten Ausnahmeantrag. Das 
Regierungspräsidium geht davon aus, dass es sich 
um die gleichen Tiere handelt. Alle 
Vermeidungsmaßnahmen, die den B-Plan 
„Hochbrückgraben“ betreffen, gelten auch für den 
vorliegenden B-Plan. Entsprechende Hinweise 
wurden im Umweltbericht zur Offenlage ergänzt. 
 
Kenntnisnahme 

Amphibien wurden innerhalb des Plangebiets nicht 
nachgewiesen. Aufgrund der Entfernung des 
geplanten Brückenbauwerks zum Tümpel und der 
Lage des Brückeneinstiegs sowie Brückenpfeiler 
westlich des Neckars sind Amphibien vermutlich 
nicht signifikant betroffen. Auf Arten, die im 
direkten Umfeld des Neckars vorkommen, wird in 
diesem Umweltbericht nicht näher eingegangen. 
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In der speziellen artenschutzrechtlichen Prüfung ist die Auswirkung der zusätzlichen Beleuchtung auf die 
derzeitigen Dunkelkorridore abzuhandeln. Können die mit einer Beleuchtung einhergehenden negativen 
Auswirkungen nicht vermieden oder minimiert werden, ist eine artenschutzrechtliche Ausnahme zu 
beantragen. Zum Thema Beleuchtung wird im Übrigen auf die bereits an die Stadt Rottweil gesendeten 
Ausführungen verwiesen. 

Berücksichtigung 

Die Auswirkungen auf Fledermäuse durch eine 
zusätzliche Beleuchtung werden in der speziellen 
artenschutzrechtlichen Prüfung abgehandelt. 
Im Umweltbericht werden zur Offenlage Hinweise 
aufgeführt für eine fledermaus- bzw. 
insektenfreundliche Beleuchtung. Sofern die in den 
Hinweisen dargestellten Maßnahmen zur 
Reduzierung nachteiliger Beleuchtungseffekte 
nicht in das vorgesehene Beleuchtungskonzept 
integriert werden können, wird im Umweltbericht 
auf die Notwendigkeit eines Ausnahmeantrag nach 
§ 45 BNatSchG hingewiesen. 
Das konkrete Beleuchtungskonzept ist nicht 
Gegenstand des Bebauungsplanes. 
Die weiteren Absprachen und Festlegungen 
erfolgen im Rahmen der weiteren Abstimmungen 
des Konzeptes mit der UNB. 

Ausgleich und Ersatz 
Zur Offenlage sollen die Unterlagen durch planexterne Ausgleichsmaßnahmen ergänzt werden. Die untere 
Naturschutzbehörde bitte um Erläuterung, wie eine gärtnerische Gestaltung öffentlicher Grünflächen als 
Ausgleich für den Eingriff in das Schutzgut Tiere und Pflanzen zu verstehen ist. 
 
 
 
Da die Bilanzierung von Eingriff und Ausgleich erst zur Offenlage vorgelegt werden soll, kann die untere 
Naturschutzbehörde derzeit hierzu noch keine Stellungnahme abgeben; bereits jetzt wird jedoch darauf 
verwiesen, dass in der derzeitigen Bilanz der Bestandsbiotoptyp 60.23 „Weg oder Platz mit wassergebundener 
Decke, Kies oder Schotter“ nicht dargestellt ist. Zudem ist nicht ersichtlich, wo sich standortsfremde Gebüsche 
und Hecken befinden sollen. Die Darstellung des Planungszustandes kann derzeit nicht nachvollzogen werden. 
Hierfür wäre eine Karte hilfreich. Ebenso ist nicht erkennbar, ob die derzeitigen Feldgehölze und Feldhecken 
unter dem zukünftigen Brückenbauwerk komplett entfernt werden müssen, da im Planungsbestand überall von 
einer Grünfläche (60.50) ausgegangen wird. 

Berücksichtigung 

Die Unterlagen wurden korrigiert und die 
gärtnerische Gestaltung öffentlicher Grünflächen 
als Vermeidungs- und Minimierungsmaßnahmen 
formuliert. 
 
Die im Plangebiet vorkommenden Biotoptypen 
wurden zur Offenlage überprüft, ergänzt und in 
einer Biotoptypenbestandskarte dargestellt. 
 
Auf eine Darstellung des Planungszustand wurde 
verzichtet, da es sich bei der Ebene 0 um sehr 
kleine Flächen handelt, die im Zusammenhang mit 
den angrenzenden Grün- und Freiflächen der 
Bebauungsplänen Rw 349/24 „Hochbrückgraben“ 
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Die untere Naturschutzbehörde weist darauf hin, dass der Brückenkopf auf der Seite des Stadtgrabens in einer 
Ausgleichsmaßnahme für den Bebauungsplan „Berner Feld 2. Änderung Testturm“ liegt. Derzeit wird mit der 
Stadt Rottweil abgestimmt, wie im weiteren Verlauf mit dieser Ausgleichsmaßnahme umgegangen werden soll. 

und Rw 354/24 „Landesgartenschau – ehemaliges 
ENRW-Gelände“ genutzt und gestaltet werden 
sollen. Es handelt sich um parkartige Grünflächen 
mit einer geringen ÖP-Bewertung. Bau- und 
anlagebedingt sind weder Maßnahmen zum 
Baumerhalt noch Pflanzgebote geplant. 
 
Im Bereich des Bebauungsplans 
„Hochbrückgraben“ wurden verschiedene 
Festsetzungen für die Gestaltung der Grünflächen 
getroffen. So wurde die Fläche F1 definiert als der 
Bereich, in dem für die Landesgartenschau die 
wesentlichen Nutzungen und Gestaltungen zulässig 
sind. Die Fläche F2 hingegen grenzt einen 
Teilbereich des Hochbrückgrabens ab, in dem 
vertraglich gesichert eine Ausgleichsmaßnahme für 
den Bebauungsplan Berner Feld gesichert ist. Um 
das Ziel der einheitlichen 
Entwicklungsmöglichkeiten im gesamten 
Hochbrückgraben zu erreichen, werden 
dementsprechend die Festsetzungen und die 
Flächenabgrenzungen zwischen den öffentlichen 
Grünflächen F1 und F2 innerhalb der 
aneinandergrenzenden Bebauungspläne 
aneinander angepasst. 
 
Eine Eingriffs-Ausgleichs Bilanz nach dem 
Bilanzierungsmodell der Ökokonto-Verordnung 
Baden-Württemberg (ÖKVO), wurde für die 
Schutzgüter Tiere und Pflanzen und Boden im 
Umweltbericht zur Offenlage ergänzt. Für die 
Ökopunkte-Bewertung des Landschaftsbildes 
erfolgte gemäß dem Bewertungsmodell der 
Landkreise Bodenseekreis, Ravensburg, 
Sigmaringen. 
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Da innerhalb des Vorhabengebiets und in der 
direkten Umgebung keine geeigneten 
Ausgleichsflächen existieren, wird das ÖP-Defizit 
über das städtische Ökokonto ausgeglichen. Es 
handelt sich um folgende Maßnahme: Bau eines 
Umgehungsgerinnes am Neckar; Fischaufstiegs- 
und abstiegsanlage in Epfendorf-Talhausen 
(Flst.Nr. 37, 202). Eine Darstellung der Maßnahme 
wurde im Umweltbericht zur Offenlage ergänzt. 

Beleuchtung 
Die Stadt Rottweil hat am 21.10.2024 ein Beleuchtungskonzept vorgelegt, welches nochmals überarbeitet 
wurde (Stand 19.11.2024). Aus Sicht der unteren Naturschutzbehörde sind die Empfehlungen innerhalb des 
Konzeptes noch nicht abschließend abgestimmt. 
Derzeit wird weder in den Festsetzungen noch im Umweltbericht dargelegt, ob die Beleuchtung der Brücke im 
Schrammboard oder im Handlauf installiert werden soll. Wird eine Beleuchtung im Handlauf realisiert, hat dies 
aufgrund des offen gestalteten Geländers eine erhebliche Abstrahlwirkung über die Brücke hinaus. In diesem 
Fall sind die Auswirkungen auf Fauna und Flora zu berücksichtigen. 
Generell sind nach § 21 NatSchG Eingriffe in die Insektenfauna durch künstliche Beleuchtung zu vermeiden. Die 
Beleuchtung ist auf das notwendige Mindestmaß zu reduzieren. Ist eine Beleuchtung aus zwingenden Gründen 
der Verkehrssicherheit erforderlich, sind nachfolgende Anforderungen zu erfüllen. Die untere 
Naturschutzbehörde bittet, die Ausführungen im Umweltbericht und den Festsetzungen entsprechend dem 
Schreiben des Umweltministeriums vom 11.05.2021 an die unteren Naturschutzbehörden zu ergänzen: 
­ Anstrahlung zu beleuchtender Objekte nur im notwendigen Umfang und Intensität 
­ Verwendung von Leuchtmitteln, die warmweißes Licht (bis max. 3000 Kelvin) mit möglichst geringen Blauanteilen 

ausstrahlen, 
­ Verwendung von Leuchtmitteln mit keiner höheren Leuchtstärke als erforderlich, 
­ Einsatz von Leuchten mit zeit- oder sensorengesteuerten Abschaltungsvorrichtungen oder Dimmfunktion (keine 

Beleuchtung in den Sommermonaten, im Winter bis 22 Uhr und ab 6 Uhr) 
­ Einbau von Vorrichtungen wie Abschirmungen, Bewegungsmelder, Zeitschaltuhren, 
­ Verwendung von Natriumdampflampen und warmweißen LED-Lampen 
­ Verwendung von Leuchtengehäusen, die kein Licht über in oder über die Horizontale abstrahlen 
­ Einsatz von UV-absorbierenden Leuchtenabdeckungen 
­ Staubdichte Konstruktion des Leuchtengehäuses, um das Eindringen von Insekten zu verhindern 
­ Oberflächentemperatur des Leuchtengehäuses bis max. 40 °C, um einen Hitzetod anfliegender Insekten zu vermeiden 

(sofern leuchtenbedingte Erhitzung stattfindet) 

Berücksichtigung 
Die Notwendigkeit, die Auswirkungen der 
Beleuchtung auf Menschen, Tier und Umwelt 
sorgfältig abzuwägen wird anerkannt. Im 
Umweltbericht sowie in den Festsetzungen des 
Bebauungsplans (Hinweise zum Bebauungsplan 
Ziffer 3.8 Beleuchtung) wird darauf hingewiesen, 
dass eine Beleuchtung nur dann installiert wird, 
wenn zwingende Gründe der Verkehrssicherheit 
dies erfordern. 
Das konkrete Beleuchtungskonzept ist nicht 
Gegenstand des Bebauungsplanes. 
Die im Bebauungsplan, saP und Umweltbericht 
dargestellten Vermeidungsmaßnahmen zu 
Fledermäusen und Beleuchtung sind 
weitestgehend in das Beleuchtungskonzept 
eingeflossen und werden beibehalten. 
Lediglich von einer Konkretisierung des 
Beleuchtungszeitraumes wird im Rahmen des 
Bebauungsplanes abgesehen. 
Die weiteren Absprachen und Festlegungen 
erfolgen im Rahmen der weiteren Abstimmungen 
des Konzeptes mit der UNB. 
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Es wird gebeten, die Unterlagen entsprechend zu ergänzen. Eine abschließende Stellungnahme der unteren 
Naturschutzbehörde kann erst nach Vorliegen eines vollständigen Umweltberichts bzw. speziellen 
artenschutzrechtlichen Prüfung erfolgen. 

2. Gewerbeaufsichtsamt 
Der zur Stellungnahme vorgelegte Bebauungsplan „Landesgartenschaubrücke“ begegnet aus Sicht des Schutzes 
vor Immissionen aus gewerblichen Anlagen keinen Bedenken. Anmerkungen bestehen nicht. 

Kenntnisnahme 

3. Brandschutzsachverständige 
Hinsichtlich der Löschwasserbereitstellung über die öffentliche Trinkwasserversorgung, gibt das DVGW-
Arbeitsblatt W 405 (Deutscher Verein des Gas- und Wasserfaches e.V.) eine planerische Grundlage. Das 
Arbeitsblatt findet Anwendung für verschiedene Baugebiete. Wir bitten Sie hier einen plausiblen Ansatz zu 
wählen bzw. im Benehmen mit der Feuerwehr den Löschwasserbedarf festzulegen, um die wirksamen 
Löscharbeiten sicherzustellen. § 3 Feuerwehrgesetz (FwG) - Verpflichtung der Gemeinde - in der jeweils 
geltenden Fassung bleibt unberührt. Für Gewerbe- und Industriegebäude ergeben sich ggf. höhere 
Anforderungen aufgrund anderer rechtlicher Vorgaben. 
Hydranten sind gemäß den Hydrantenrichtlinien und der DVGW Arbeitsblätter auszuführen. Eine Entfernung 
zwischen der Straßenkante am betreffenden Gebäude und der nächsten Entnahmestelle sollte durch die 
Gemeinde plausibel gewählt werden. In Gewerbe- und Industriegebieten sowie bei besonders bzw. 
bandlastbehafteten Gebäuden sind geringere Abstände erforderlich. 

Kenntnisnahme 
Im Zuge der konkreten Baugenehmigungsplanung 
wird ein Brandschutzkonzept erarbeitet und mit 
den zuständigen Behörden abgestimmt. 

Flurneuordnungs- und Vermessungsamt 
Laufende oder beantragte Flurneuordnungs- oder Baulandumlegungsverfahren sind von dem geplanten 
Vorhaben nicht betroffen. Es werden keine Bedenken oder Anregungen vorgetragen. 

Kenntnisnahme 

Forstamt 
Beim geplanten Verfahren werden weder forstrechtliche noch forstfachliche Belange tangiert, da kein Wald im 
Sinne des Gesetzes betroffen ist. Aus Sicht des Forstamts bestehen daher keine Bedenken. Ansonsten bestehen 
keine weiteren Anregungen oder Einwendungen. 

Kenntnisnahme 

Landwirtschaftsamt 
Zu den bislang vorliegenden Planungen bestehen von Seiten des Landwirtschaftsamtes 
keine Bedenken und Anregungen. 

Kenntnisnahme 

Nahverkehrsamt 
Das Nahverkehrsamt erstattet Fehlanzeige. 

Kenntnisnahme 
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Straßenbauamt 
Die Belange der Straßenbauverwaltung sind durch das Vorhaben nicht berührt. Eine weitere Beteiligung im 
Verfahren ist nicht erforderlich. 

Kenntnisnahme 

Straßenverkehrsamt 
Der Bebauungsplan betrifft ausschließlich die Gemarkung der Stadt Rottweil und es sind keine Auswirkungen 
auf die Gemarkungen der umliegenden Gemeinden zu erwarten, daher wird auf die Abgabe einer 
Stellungnahme verzichtet. 

Kenntnisnahme 

Umweltschutzamt 
1. Abwasserbeseitigung 

 

Die geplante Entwässerung der Brücke wird in der Begründung auf S. 9 nur verbal angedeutet. Berechnungen, 
Pläne und Unterlagen zur tieferen Prüfung sind dem Entwurf des Bebauungsplans nicht beigefügt. Im 
Umweltbericht mit integriertem Grünordnungsplan (siehe S. 38) wird darüber hinaus erwähnt, dass im Zuge der 
geplanten Beheizung der Brücke zusätzliche Abwässer anfallen könnten. Gemäß der Mail von Herrn 
Sonnenfroh, Landesgartenschau Rottweil 2028 gGmbH vom 25.11.2024, wird eine Beheizung der Brücke 
allerdings nicht weiterverfolgt und kommt daher nicht zum Tragen. Wir gehen daher davon aus, dass kein 
Schmutzwasser anfällt. 

Berücksichtigung 
Zwischenzeitlich wurden die Planungen zur 
Landesgartenschaubrücke konkretisiert, im 
Gemeinderat am 19.02.2025 öffentlich beraten 
und das überarbeitete Konzept beschlossen (siehe 
Vorlage Nr. 045/2025). Auch das Thema der 
Abwasserbeseitigung wurde geplant und mit den 
zuständigen Behörden abgestimmt. Das Kapitel 
zum Umgang mit dem anfallenden 
Niederschlagswasser in der Begründung wird 
konkretisiert. Auf das Beheizen der Brücke wird 
verzichtet. 

Die gesetzlichen Vorgaben des § 55 Abs. 2 WHG sehen vor, dass Niederschlagswasser ortsnah versickert, 
verrieselt oder über eine Kanalisation ohne Vermischung mit Schmutzwasser in ein Gewässer eingeleitet 
werden soll, soweit dem weder wasserrechtliche noch sonstige öffentlich-rechtliche Vorschriften noch 
wasserwirtschaftliche Belange entgegenstehen. 
Nach § 5 Abs. 1 Ziffer 4. WHG ist die Niederschlagswasserableitung so zu planen und auszuführen, dass es zu 
keiner Abflussverschärfung, bzw. zur Erhöhung der Hochwassergefahr für Unterlieger kommt, das natürliche 
Wasserrückhaltevermögen erhalten bleibt (§ 12 Abs. 3 WG) und die Einleitung in die Gewässer (Grundwasser 
und oberirdische Gewässer) stofflich unbedenklich und mit den Anforderungen an die Gewässereigenschaften 
des nachfolgenden Vorfluters vereinbar ist (§ 57 Abs. 1 Ziffer 2. WHG). 

Berücksichtigung 
Das anfallende Niederschlagswasser des 
westlichen Brückenteils soll gesammelt und im 
Stützenbereich in den Neckar abgeleitet werden. 
Im östlichen Brückenbereich soll das 
Niederschlagswasser im Bereich des Brückenkopfes 
gesammelt und dann von hier beispielsweise als 
Muldenentwässerung in den Neckar abgeleitet 
werden. Da auf der Brücke kein Streusalz zum 
Einsatz kommen wird und die Brücke ausschließlich 
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dem Fuß- und Radverkehr zur Verfügung steht, 
kann das anfallende Niederschlagswasser als 
unbelastet eingestuft werden. Eine Ableitung in die 
Kanalisation ist damit weder geplant noch zulässig. 
Die notwendigen Abläufe werden gemäß der 
errechneten Bemessungsregenspende auf der 
Basis eines 5jährlichen Ereignisses dimensioniert. 
In der Begründung zum Bebauungsplan wird unter 
Kapitel 7.3 die geplante Entwässerung kurz 
dargestellt. 
Die differenzierte Planung sowie die konkrete 
Umsetzung inklusive aller notwendigen Anträge 
wird im Rahmen des der Genehmigungsplanung 
mit den zuständigen Behörden abgestimmt. Eine 
weitere Beteiligung am Verfahren erfolgt. 

Für die wasserrechtliche Zulassung der Abwasserbeseitigung ist ein Wasserrechtsgesuch (vierfach) beim 
Landratsamt, Umweltschutzamt, einzureichen. Im Wasserrechtsantrag ist die geplante Entwässerung und der 
Anschluss an vorhandene Entwässerungseinrichtungen zeichnerisch darzustellen, zu beschreiben und 
rechnerisch nachzuweisen. Dabei sind die mengenmäßigen, abflussverschärfenden Auswirkungen durch die 
neue Versiegelung der Bauflächen und die stofflichen Belastungen der unterschiedlichen Flächen mit zu 
beachten. 

Berücksichtigung 
Im Nachgang zur frühzeitigen Beteiligung wurde 
die Entwässerungsplanung präzisiert und mit den 
zuständigen Behörden abgestimmt. Die untere 
Wasserbehörde hat daraufhin eine ergänzende 
Stellungnahme abgegeben und bestätigt, dass die 
Erlaubnispflicht für die Einleitung des 
Niederschlagswassers entfällt. 
Die ergänzende Stellungnahme vom 20.01.2025 
wurde unter Ziffer 7 in die vorliegende 
Abwägungstabelle aufgenommen. 

Gegen die geplante Entwässerung bestehen bei Beachtung oben aufgeführter Grundsätze keine grundsätzlichen 
Bedenken. Für die Direkteinleitung des Niederschlagswassers in den Neckar ist eine wasserrechtliche Erlaubnis 
zu beantragen. Die Antragsunterlagen für die wasserrechtliche Erlaubnis sind so rechtzeitig beim Landratsamt, 
Umweltschutzamt, einzureichen, dass das Wasserrecht vor Baubeginn erteilt werden kann. Wir empfehlen den 
Entwurf des Wasserrechtsantrages vor der abschließenden Einreichung mit dem Umweltschutzamt 
vorzubesprechen und abzustimmen. 

Kenntnisnahme 
Die konkrete Planung zur Brücke wird intensiv mit 
den zuständigen Behörden abgestimmt. 
Notwendige Anträge werden zu gegebener Zeit 
gestellt. 



Bebauungsplan Rw 353/24 „Landesgartenschaubrücke“  Seite 17 von 50 
 

Nr. Inhalt der Anregung Abwägungsvorschlag 

Hinweis 
In direkter Nähe des Geltungsbereiches des Bebauungsplanes (Flst.-Nr. 193) befindet sich ein 
Regenüberlaufbecken (RÜB Stadtgraben V= 965 m3), welches als Fangbecken betrieben wird. Wir bitten dies bei 
den weiterführenden Planungen zu berücksichtigen. 

Berücksichtigung 
Die Lage des Regenüberlaufbeckens ist bekannt 
und wird bei den konkreten Planungen zur 
Landesgartenschaubrücke berücksichtigt. In der 
Planzeichnung wird es dargestellt und ein Hinweis 
unter Ziffer 3.15 in die planungsrechtlichen 
Festsetzungen aufgenommen. 

2. Gewässer 
Die Rahmenbedingungen bzgl. der Tragwerksplanung der Landesgartenschaubrücke hinsichtlich der Einhaltung 
der wesentlichen wasserwirtschaftlichen Parameter (Hochwasserabfluss, Gewässerrandstreifen) wurden bereits 
im Vorfeld mit unserer Fachbehörde abgestimmt. Dementsprechend haben wir grundsätzlich keine Bedenken 
bezüglich der Genehmigungsfähigkeit aus wasserwirtschaftlicher Sicht. 

Kenntnisnahme 

Wir weisen allerdings darauf hin, dass ein Pfeiler im Vorlandbereich des Neckars ab einem Hochwasserereignis 
>HQ 50 tangiert werden kann, wodurch auch mit Treibgut zu rechnen ist. Auch wenn sich der Pfeiler nicht 
direkt im Strömungsbereich des Neckars befindet, regen wir an, den Anpralldruck durch Baumstämme in einem 
späteren Schritt von den Tragwerksplanern als Ersatzlast (Kraftstoß) zu berücksichtigen. Hier sollten zudem 
auch Kolkschutzmaßnahmen miteingeplant werden. Einwände auf der Ebene des Bebauungsplans haben wir 
hingegen nicht. 

Berücksichtigung 
Die bereits vorhandene nachrichtliche Übernahme 
unter Ziffer 2.5 (Überschwemmungsgebiet) im 
Bebauungsplan wird überarbeitet und ergänzt. 
Parallel zur Aufstellung des Bebauungsplans 
wurden auch die konkreten Planungen zur 
Landesgartenschaubrücke weiter vorangetrieben 
und die verschiedenen Themen mit den 
zuständigen Behörden weiter abgestimmt. Auch 
das Thema des HQ100 und der Berücksichtigung von 
Treibgut war Thema dieser Abstimmungen. Eine 
weitere Beteiligung am Verfahren erfolgt. 
(siehe auch Abwägung Ziffer 1) 

3. Zusammenfassung 
Sofern das Vorgenannte bei der weiteren Planung und Bebauung eingehalten und beachtet wird, bestehen 
gegen die Aufstellung des Bebauungsplanes von hier aus keine grundsätzlichen Einwendungen. 

Kenntnisnahme 

7. Landratsamt Rottweil (Ergänzende Stellungnahme zur Stellungnahme 6 des Landratsamtes – Umweltschutzamt) 
Umweltschutzamt 
78628 Rottweil 

Ergänzende Anregung vom 20.01.2025 
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 Die geplante Entwässerung der Brücke ist nach der fachlichen Beurteilung sowohl aus stofflicher Sicht und aus 
hydraulischer Sicht unbedenklich und somit schadlos möglich. Die Erlaubnispflicht für die Einleitung des 
Niederschlagswassers entfällt in diesem Fall nach § 25 WHG i. V. m. der Niederschlagswasserverordnung. 

Kenntnisnahme 

8. Eisenbahn-Bundesamt 
76135 Karlsruhe 

Anregung vom 28.11.2024 

 Geschäftszeichen: 59141-591 pt/022-2024#371 
Ihr Schreiben ist am 07.11.2024 beim Eisenbahn-Bundesamt eingegangen und wird hier unter dem o. a. 
Geschäftszeichen bearbeitet. Ich danke Ihnen für meine Beteiligung als Träger öffentlicher Belange. 

Kenntnisnahme 

 Das Eisenbahn-Bundesamt ist die zuständige Planfeststellungsbehörde für die Betriebsanlagen und die 
Bahnstromfernleitungen (Eisenbahninfrastruktur) der Eisenbahnen des Bundes. Es prüft als Träger öffentlicher 
Belange, ob die zur Stellungnahme vorgelegten Planungen bzw. Vorhaben die Aufgaben nach § 3 des Gesetzes 
über die Eisenbahnverkehrsverwaltung des Bundes berühren. 
Die Belange des Eisenbahn-Bundesamtes werden von der Planung berührt. 

Kenntnisnahme 

 Sie beabsichtigen, in Teilbereichen eine bestehende Bahnanlage (Infrastruktur auf Flurstück 587) mit einem 
Bebauungsplan zu überplanen. 
Durch Bebauungspläne dürfen Betriebsanlagen der Eisenbahnen des Bundes nicht geändert werden. 
Bebauungspläne nach dem Baugesetzbuch ersetzen nicht die Fachplanung nach § 18 Abs. 1 Allgemeines 
Eisenbahngesetz (AEG). 
Im gültigen Flächennutzungsplan ist dieses Flurstück auch als bestehende Bahnanlage ausgewiesen. Somit 
widerspricht Ihre Planung dem bestehenden Flächennutzungsplan. 
Um die von Ihnen angestrebten Planungsziele zu verwirklichen, muss daher ein gesondertes 
Zulassungsverfahren nach § 18 Abs. 1 AEG, ein Freistellungsverfahren nach § 23 AEG oder ein 
Zulassungsverfahren nach einem anderen Fachplanungsgesetz durchgeführt werden. 

Berücksichtigung 
Den Planenden ist bewusst, dass eine Überplanung 
des gewidmeten Bahngeländes durch einen 
Bebauungsplan nicht zulässig ist. Auf der Ebene 0 
wird die Planung dahingehend angepasst, dass die 
gewidmete Bahnfläche weiterhin dargestellt bleibt, 
der Teil der Bahnflächen, der jedoch an die Stadt 
verkauft wurde und für den eine Entwidmung 
bereits beantragt ist, wird mit einer 
entsprechenden Kennzeichnung versehen. In den 
planungsrechtlichen Festsetzungen wird unter 
Ziffer 1.4 ergänzend zur Darstellung ein bedingtes 
Baurecht gemäß § 9 (2) Nr. 2 BauGB 
aufgenommen, nachdem die geplante Nutzung 
(hier konkret vor allem der Bau des 
Brückenpfeilers) erst dann zulässig wird, wenn die 
Fläche der Bahnnutzung zum Beispiel durch die 
Entwidmung entzogen wurde. Durch diese 
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Festsetzung wird im Bebauungsplan sichergestellt, 
dass die bauliche Nutzung erst dann zulässig wird, 
wenn die Stadt Rottweil auch die Planungshoheit 
über diese Teilfläche erlangt hat. 
Eine Freistellung der Gleise scheint hinreichend 
absehbar, da: 
1) eine Rückbaugenehmigung aus dem Jahre 1999 

vorliegt, 
2) der Rückbau bereits überwiegend erfolgt ist, 
3) der Verkauf bereits 2023 mit einer 

entsprechenden Kostenübernahmeerklärung 
stattgefunden hat 

Der Flächennutzungsplan wird im Parallelverfahren 
geändert. 
 
Zwischen der Stadt Rottweil und den 
verschiedenen Beteiligten hinsichtlich der 
Bahnflächen finden intensive Abstimmungen statt, 
mit dem Ziel die geplante 
Landesgartenschaubrücke zu ermöglichen. Die 
hierfür notwendigen weiteren Vereinbarungen und 
Verfahren unter Berücksichtigung der aktuellen 
gesetzlichen Grundlagen werden angestoßen und 
eng mit allen Planern abgestimmt. 

 Im Weiteren verweise ich auf die angeforderten Stellungnahmen der Eisenbahninfrastruktur- und 
Verkehrsunternehmen und bitte ferner auch um Beteiligung der NVBW - Nahverkehrsgesellschaft Baden-
Württemberg mbH, Wilhelmsplatz 11, 70182 Stuttgart. Email: info@nvbw.de. 

Berücksichtigung 
Die beiden genannten Stellen wurden ebenfalls am 
Verfahren beteiligt, die Stellungnahmen sind in den 
folgenden Ziffern 9 und 10 aufgeführt. 

 Das Land Baden-Württemberg plant derzeit einen Ausbau der Gäubahninfrastruktur sowie des darauf 
stattfinden Eisenbahnpersonenverkehrs. Es ist denkbar, dass deren Planungen nicht mit Ihrer geplanten 
Bebauung in Einklang zu bringen sind. 

Berücksichtigung 
Zwischen der Stadt Rottweil und den 
verschiedenen Beteiligten hinsichtlich der 
Bahnflächen finden intensive Abstimmungen statt, 
mit dem Ziel die geplante 

mailto:info@nvbw.de
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Landesgartenschaubrücke zu ermöglichen. Die 
hierfür notwendigen weiteren Vereinbarungen und 
Verfahren unter Berücksichtigung der aktuellen 
gesetzlichen Grundlagen werden angestoßen und 
eng mit allen Planern abgestimmt. 

9. Deutsche Bahn AG 
DB Immobilien 
76137 Karlsruhe 

Anregung vom 02.12.2024 

 Zeichen: TÖB-BW-24-193464 
Die Deutsche Bahn AG, DB Immobilien, als von DB InfraGO AG (ehemals DB Netz AG / DB Station & Service AG) 
bevollmächtigtes Unternehmen, übersendet Ihnen hiermit folgende Gesamtstellungnahme zum o.g. Verfahren. 

Kenntnisnahme 

Gegen den o.g. Bebauungsplan bestehen aus eisenbahntechnischer Sicht hinsichtlich der TöB- Belange keine 
Einwendungen, wenn folgende Hinweise und Anregungen beachtet werden: 
Für die Kreuzung von Betriebsanlagen der Eisenbahn ist mit der DB InfraGO AG eine EKrG- Vereinbarung 
abzuschließen. 
Wir weisen darauf hin, dass sich die Festsetzungen im Bebauungsplan teilweise auf planfestgestellte 
Bahnflächen beziehen. 
Die Teilfläche des Flurstücks Nr. 597 mit dem Gleis 200 wurde an die Stadt Rottweil verkauft, jedoch noch nicht 
freigestellt. 
Wir weisen darauf hin, dass der Bebauungsplan, in der vorliegenden Form, keine Rechtskraft erlangen kann. Die 
Fläche muss als gewidmete Bahnfläche im Bebauungsplan dargestellt werden. 
Das Fachplanungsrecht über diese Fläche obliegt hier dem Eisenbahn-Bundesamt. Das EBA ist am Verfahren zu 
beteiligen. Wir weisen Sie in diesem Zusammenhang auf die Broschüre „Baurecht auf Bahnflächen - Bedingte 
Nutzungen und Freistellungen“ hin - dort ist beschrieben, wie der Bebauungsplan vor diesem Hintergrund 
gestaltet werden könnte. Die Broschüre kann über das Internet unter www.bahnflaechen.info bezogen werden. 
Den Neufestsetzungen (Ausweisung „Grünfläche“ mit einem geplanten Brückenpfeiler) auf der verkauften 
derzeit noch gewidmeten Bahnflächen stimmen wir nach Abschluss der EKrG-Vereinbarung zu. 
Die mit der Einschränkung des Bedingungseintritts versehene Fläche ist im Text- sowie Planteil des 
Bebauungsplanes festzuschreiben bzw. zu kennzeichnen. 

Berücksichtigung 
Zwischen der Stadt Rottweil und den 
verschiedenen Beteiligten hinsichtlich der 
Bahnflächen finden intensive Abstimmungen statt, 
mit dem Ziel die geplante 
Landesgartenschaubrücke zu ermöglichen. Die 
hierfür notwendigen weiteren Vereinbarungen und 
Verfahren unter Berücksichtigung der aktuellen 
gesetzlichen Grundlagen werden angestoßen und 
eng mit allen Planern abgestimmt. 
Die angekaufte Teilfläche 587/12 des Flst. 587 
(nicht 597) wird im Bebauungsplan als gewidmete 
Bahnfläche dargestellt und mit einem bedingten 
Baurecht gemäß § 9 (2) Nr. 2 BauGB festgesetzt. 

http://www.bahnflaechen.info/
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Durch den Eisenbahnbetrieb und die Erhaltung der Bahnanlagen entstehen Emissionen (insbesondere Luft- und 
Körperschall, Abgase, Funkenflug, Abriebe z.B. durch Bremsstäube, elektrische Beeinflussungen durch 
magnetische Felder etc.), die zu Immissionen an benachbarter Bebauung führen können. 
Die benachbarten Streckengleise sind mit Oberleitung überspannt. 
Von Standflächen, die von Personen betreten werden dürfen, sind die Mindestabstände zu 
spannungsführenden Teilen der Oberleitungsanlage nach DIN EN 50121*VDE 0115 und EN 50122-1 einzuhalten. 
Seitens des Fachdienstes Oberleitung sind Kabel und Leitungen im U-Kanal vorhanden. Der Abstand zu 
spannungsführenden Teilen der Oberleitung ist stets einzuhalten. 
Die Standsicherheit der Oberleitungsmasten ist zu gewährleisten (Erdbewegungen im 3m Radius von 
Mastfundamenten->statisches Gutachten erforderlich), auch bei Baumaßnahmen! Regressforderungen durch 
die EMV (Elektromagnetische Verträglichkeit) sind ausgeschlossen. Für Bauwerke (Zäune, Mauern, ...) im 
Rissbereich der Oberleitung ist ein genehmigtes Erdungskonzept vorzuweisen. 
Für Be-/Entladetätigkeiten auf der Fläche sind ggfs. Krananweisung*1 (Kranerdung) und/oder Abschrankungen 
zu Spannungsführenden Teilen der OL erforderlich, sowie eine Unterweisungspflicht der mit den 
Ladetätigkeiten beauftragten Personen. Es ist darauf zu achten, dass das Lagergut Wind- und Sturmsicher 
gelagert wird (Plane in Oberleitung, umgestürztes Lagergut, ö.ä.). 
*1 gilt sinngemäß auch für Baumaschinen, Gerüste o.ä. die durch Ihre Ausmaße (auch im Havariefall) in den 
Schutzbereich von spannungsführenden Teilen der Oberleitung kommen könnten. 
Anfallende Abwässer u. Oberflächenwässer dürfen nicht auf Bahngelände geleitet werden. Sie sind 
ordnungsgemäß in die öffentliche Kanalisation abzuleiten. Einer Versickerung in Gleisnähe kann nicht 
zugestimmt werden. 
Beleuchtungsanlagen sowie Solar- und Photovoltaikanlagen, sind blendfrei zum Bahnbetriebsgelände hin zu 
gestalten. Sie sind in ihrer Farbgebung und Strahlrichtung so anzuordnen, dass jegliche Signalverwechslung und 
Blendwirkung ausgeschlossen ist. Sollte sich nach der Inbetriebnahme eine Blendung herausstellen, so sind vom 
Bauherrn entsprechende Abschirmungen anzubringen. 
Durch das Bauwerk darf die Gleisfeldbeleuchtung nicht abgeschattet werden. Im geplanten Maßnahmenbereich 
der Strecke 4600 in km 122,6 sind die Kabeltrassen unseres Fachdienstes LST über den ganzen Bereich des 
Bahnhofs Rottweil verteilt. Die Kabeltrassen sind überwiegend im U-Kanal verlegt und nur im Bereich von 
Gleisquerungen sind die Kabel im Erdreich verlegt. Baumaßnahmen dürfen erst nach einer Kabeleinweisung 
unseres Fachdienstes erfolgen. Ansonsten bestehen unsererseits keine Einwände gegen die geplante 
Maßnahme, wenn die nachstehenden Zusatzvermerke beachtet werden. 
Unsere Zusatzvermerke bei Arbeiten im Bereich von DB-Anlagen: 
Im Bereich von Kabeltrassen dürfen Erdarbeiten nur von Hand ausgeführt werden. Ein Schutzabstand von 2 
Meter zu den bestehenden Kabeltrassen und Anlagen ist zu beachten und einzuhalten. Während den 
Bauarbeiten zu der geplanten Maßnahme muss die Sicherheit der Signale sowie der im Bereich vorhandenen 

Kenntnisnahme 
Eine entsprechende nachrichtliche Übernahme 
(Bahnanlagen) war bereits in den 
planungsrechtlichen Festsetzungen unter Ziffer 2.3 
enthalten. Diese wird nochmal gemäß der 
Stellungnahme geprüft, aktualisiert und ergänzt. 
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Bahnübergänge jederzeit gewährleistet sein und die Sicht auf die Signale darf nicht beeinträchtigt werden. Der 
Zugang zu unseren Bahnanlagen muss zu jeder Zeit sichergestellt sein! 
In dem angefragten Bereich befindet sich Fernmeldekabel der DB InfraGO AG und der Vodafone GmbH. 
Grenzabstand von > 2 m zur Kabeltrasse muss gewährleistet sein! 
Fernmeldekabel dürfen nicht überbaut werden und müssen jederzeit zum Zwecke der Inspektion, Wartung und 
Instandsetzung frei zugänglich sein. 
Einzelheiten entnehmen Sie bitte beigefügtem Lageplanausschnitt (Planausschnitt DB KT). 
Der zur Verfügung gestellte Plan ist Eigentum der DB InfraGO AG sowie anderer Konzernunternehmen und ist 
vertraulich zu behandeln. Er darf weder an Dritte weitergeleitet, noch vervielfältigt bzw. veröffentlicht werden. 
Sämtliche Unterlagen sind nach Abschluss der Arbeiten zu vernichten. 
Im Zuge der Grundlagenermittlung/Vorplanung des Bauvorhabens ist eine örtliche Einweisung durch einen 
Techniker der DB Kommunikationstechnik erforderlich! (Übergabe Kabelmerkblatt der DBAG) Die Forderungen 
des Kabelmerkblattes der DBAG sind einzuhalten. 
Bitte vereinbaren Sie schriftlich rechtzeitig (mindestens 15 Arbeitstage vorher und unter Angabe unserer 
Bearbeitungs-Nr. 2024027227 bzw. der Bahnstrecken-Nummer und der Bahn-Kilometrierung) einen Termin 
(Datum, Uhrzeit, Treffpunkt) zur Kabeleinweisung: 
Bitte nutzen Sie dafür das beigefügte Formular Beantragung örtliche Kabeleinweisung und senden dieses 
ausgefüllt an Kontakt: DB.KT.Trassenauskunft-TK@deutschebahn.com 
Wir möchten Sie ausdrücklich darauf hinweisen, dass die DB Kommunikationstechnik GmbH für die 
Beschädigung an Telekommunikationsanlagen, die auf übermittlungsbedingte Planungenauigkeit 
zurückzuführen sind, keine Haftung übernimmt. Im Falle von Ungenauigkeiten oder Zweifel an der 
Plangenauigkeit darf mit der Baumaßnahme nicht begonnen werden, bevor diese durch die DB 
Kommunikationstechnik GmbH ausgeräumt sind. 
Sollten Sie bei den Bauarbeiten auf in den Plänen nicht angegebene TK-Kabel oder TK-Anla- gen stoßen, 
informieren Sie uns bitte unverzüglich. 
Die Gültigkeit der Betreiberauskunft bezieht sich ausschließlich für den Zeitraum von 24 Monaten. 
Für Vorhaben außerhalb dieses Zeitraumes ist die Betreiberauskunft erneut einzuholen. Dies gilt ebenso für 
Maßnahmen außerhalb des in der Zeichnung genau abgegrenzten Bereiches. 
Wir bitten Sie, uns die Abwägungsergebnisse und den Satzungsbeschluss zu gegebener Zeit zuzusenden und an 
weiteren Verfahren zu beteiligen. 
Für Rückfragen zu diesem Schreiben, bitten wir Sie, unsere Allgemeine Mail-Adresse zu benutzen. Bitte geben 
Sie bei Rückfragen immer unser Aktenzeichen an. 
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10. Nahverkehrsgesellschaft Baden-Württemberg 
NVBW 
70182 Stuttgart 
(nachbeteiligt) 

Anregung vom 10.12.2024 

 Im Folgenden finden Sie die gesammelte Rückmeldung der Infrastrukturteams der NVBW: 
Zu 2.3. „Flächen der Deutschen Bundesbahn" 
Die Überschrift muss in „Flächen der DB InfraGO“ berichtigt werden, da die „Deutsche Bundesbahn“ seit der 
Bahnreform nicht mehr existiert. 

Berücksichtigung 
Die nachrichtliche Übernahme unter Ziffer 2.3 wird 
entsprechend der Anregung umbenannt. 

Beim Bau der Brücke muss zwingend beachtet werden, dass keine Pfeiler bzw. Stützen der Brücke die 
Nutzbarkeit der noch benötigten Gleise im Bahnhof Rottweil beeinträchtigen bzw. anfahreinschränken. Es muss 
gewährleistet sein, dass die Gleise 200 und 110 der TR_APN-Skizze Rottweil 2024.pdf weiterhin anfahrbar sind. 
Darüber hinaus werden die Gleise 111 und 112 (in der TR-APN-Skizze Rottweil 2024.pdf nicht dargestellt) für 
den Schienengüterverkehr benötigt und müssen für Verladetätigkeiten erreichbar bleiben. 
Gegebenenfalls kommt das Verkehrsministerium noch auf Sie mit weiterem Input zu. 

 

Berücksichtigung 
Nach internen Prüfungen und Abstimmungen der 
Bahnbehörden kann auf das Gleis 200 verzichtet 
werden (siehe Ergänzende Stellungnahmen vom 
10.04.2025 und vom 14.04.2025) 
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 Ergänzende Stellungnahme des Ministerium für Verkehr Baden-Württemberg vom 14.04.2025 
 
Unten stehende E-Mail zu Ihrer Kenntnis und mit der Bitte um Wertung im weiteren Verfahren. 

 
Demnach kann aus Sicht des VM und der NVBW in Zusammenhang mit der Freistellung der Gl. 113/114 in 
Rottweil auch auf das Gleis 200 verzichtet werden. 

Kenntnisnahme 

 Ergänzende Stellungnahme des nvbw vom 10.04.2025 
Herr xxx kam heute Nachmittag noch auf mich zu wegen dem Gleis 200 in Rottweil (das war das ehemalige 
Ausziehgleis vom Ablaufberg). Bei ihm haben Mitarbeiter des VM nachgefragt, ob wir das Gleis 200 brauchen. 
Das ist nicht mehr der Fall, da die Anbindung der diskutierten Gleise neben der NeSA durch ein Drehen der 
Weichenverbindung erfolgen soll, die ein direktes Anfahren der verbleibenden Abstellgleise ermöglicht.  In 
dieses Gleis wird ja auch die Stütze der Brücke eingebaut. Somit nützt dieses Gleis niemanden mehr, der sich 
mit den Belangen des Schienenverkehrs beschäftigt.  

Kenntnisnahme 

11. Polizeipräsidium Konstanz 
Führungs- und Einsatzstab – Sachbereich Verkehr 
78532 Tuttlingen 

Anregung vom 10.12.2024 

 Nach Prüfung der hier vorliegenden Unterlagen bestehen aus verkehrspolizeilicher Sicht seitens des 
Polizeipräsidiums Konstanz bei derzeitigem Stand keine Bedenken. 

Kenntnisnahme 

 Aufgrund der geplanten Breite der Brücke besteht die Möglichkeit, dass diese von unberechtigtem Kfz-Verkehr 
befahren wird. Hier wäre zu überlegen, ob dies durch verkehrstechnische oder bauliche Maßnahmen verhindert 
werden kann. 

Kenntnisnahme 
Verkehrstechnische oder bauliche Anlagen zum 
Schutz der Brücke gegen ein unberechtigten Kfz-
Verkehr sind aufgrund fehlender Rechtsgrundlagen 
nicht Regelungsgegenstand eines Bebauungsplans. 
Die Anregung wird jedoch an die Planer der Brücke 
weitergeleitet, so dass gegebenenfalls notwendige 
Maßnahmen diskutiert und berücksichtigt werden 
können. 



Bebauungsplan Rw 353/24 „Landesgartenschaubrücke“  Seite 25 von 50 
 

Nr. Inhalt der Anregung Abwägungsvorschlag 

12. Autorisierte Stelle Digitalfunk 
Baden-Württemberg / ASDBW 
Präsidium Technik, Logistik, Service der Polizei 
Referat 32 – Funkbetrieb / ASDBW 
70372 Stuttgart 

Anregung vom 20.11.2024 

 Die Autorisierte Stelle Digitalfunk Baden-Württemberg ist u.a. mit der Prüfung des BOS- Richtfunknetzes in 
Bezug auf mögliche Störungen durch Hochbauvorhaben, wie in diesem Fall die für Fußgänger vorgesehene 
Landesgartenschaubrücke, beauftragt. Die Überprüfung der im Internet öffentlich zur Verfügung gestellten 
Unterlagen hat zum Ergebnis geführt, dass die Interessen des Digitalfunks BOS durch die Planung der 
Landesgartenschaubrücke, so wie diese in den Illustrationen der Begründung zum FNP 2035_1, Seite 7 und 8 
(siehe Anlage*) dargestellt wird, als aktuell noch nicht betroffen angesehen werden können. 
*Anmerkung der Redaktion: Hier wird auf die Visualisierungen der Landesgartenschaubrücke in der Begründung zur parallelen 
Flächennutzungsplanänderung verweisen, die Unterlagen sind im Internet verfügbar, so dass an dieser Stelle auf die Darstellung 
verzichtet wird 

Kenntnisnahme 

 Die Landesgartenschaubrücke überbrückt das Neckartal und die Bahnlinie in Rottweil. Für die Absturzsicherung 
ist eine zusätzliche Bauhöhe von ca. 1,5 Meter auf der Brücke vorgesehen. Bei Bauhöhen von Hochbauvorhaben 
bis 20 Meter über dem Gelände kann derzeit davon ausgegangen werden, dass BOS-Richtfunkverbindungen 
nicht gestört werden. Sollte sich die Lage oder Bauhöhe der Brücke über dem Gelände im weiteren 
Planungsverlauf ändern, bspw. durch eine Überdachung o.ä., bitten wir auf jeden Fall um eine erneute 
Beteiligung. 

Kenntnisnahme 
Die Unterlagen wurden zur Offenlage auch 
hinsichtlich der Höhenangaben und der Lage der 
Brücke nochmals an die aktuellen Planungen 
angepasst und präzisiert. Die Höhe der Brücke 
bleibt unverändert. 
Eine weitere Beteiligung am Verfahren erfolgt. 

13. Regionalverband Schwarzwald-Baar-Heuberg 
78056 VS-Schwenningen 

Anregung vom 11.12.2024 

 Das Plangebiet für die Landesgartenschaubrücke ist in der Raumnutzungskarte des Regionalplans als 
„Schutzbedürftiger Bereich für die Wasserwirtschaft“ (hier: Überschwemmungsgebiet) sowie als 
„Schutzbedürftiger Bereich für Naturschutz und Landschaftspflege“ (hier: Biotop) festgelegt. Beide 
Festlegungen sind Ziele der Raumordnung und bei der Umsetzung des Vorhabens zu beachten. 

Berücksichtigung 
In der Begründung sowie im Umweltbericht wird 
auf die übergeordneten Planungen näher 
eingegangen. Im vorliegenden Fall sind das 
Überschwemmungsgebiet sowie das Biotop jedoch 
in dem Bereich verortet, der im Zuge des geplanten 
Plangenehmigungsverfahrens zur 
Neckarrenaturierung überplant wird. Im Zuge des 
vorliegenden Bebauungsplans wird hier die Fläche 
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entsprechend mit einer nachrichtlichen 
Übernahme gekennzeichnet, sowie auf das 
parallele Verfahren verwiesen. Auf der oberen 
Ebene sind beide Themen nicht relevant. Im 
Plangenehmigungsverfahren werden die Inhalte 
mit den zuständigen Behörden intensiv 
abgestimmt. Eine weitere Beteiligung am 
Verfahren erfolgt. 

 Durch den Bau der drei Brückenpfeiler, die aus jeweils vier Stützen bestehen, sowie der Brückeneinstiege 
kommt es anlagenbedingt zu einer zusätzlichen Versiegelung. Aufgrund der Geringfügigkeit des 
Flächenverbrauchs und aufgrund der geplanten Vermeidungs- und Minimierungsmaßnahmen gehen wir 
allerdings nicht davon aus, dass ökologisch wertgebende Bereiche von bau- oder betriebsbedingten 
Auswirkungen nachhaltig beeinträchtigt werden. Aufgrund der parallel und eigenständig laufenden 
Neckarrenaturierung wird eine Verbesserung der Funktion des Neckars in Bezug auf den Hochwasserschutz 
erwartet. Somit sind trotz der Reduzierung von natürlichen Versickerungsflächen die Auswirkungen aus 
raumordnerischen Sicht auch im Hinblick auf den im Regionalplan festgelegten schutzbedürftigen Bereich für 
die Wasserwirtschaft als geringfügig einzuordnen. Sonstige zu prüfende naturschutzfachliche Belange bleiben 
von dieser Bewertung auf Regionalplanebene unberührt und sind näher mit den Naturschutzfachbehörden 
abzustimmen. 

Kenntnisnahme 

 Insgesamt gehen wir von punktuellen und bezüglich der Flächeninanspruchnahme von geringen Eingriffen aus, 
durch die keine Konflikte mit den Zielen der Raumordnung entstehen. Diese Stellungnahme ist gleichlautend 
der entsprechenden im Parallelverfahren laufenden punktuellen Fortschreibung des Flächennutzungsplans der 
VVG Rottweil. 

Kenntnisnahme 
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14. ENRW Energieversorgung Rottweil GmbH & Co. KG 
Technisches Management 
78628 Rottweil 

Anregung vom 19.11.2024 

 Aus den Planzeichnungen konnten wir die 
geplante Lage des Brückenpfeilers am 
östlichen Neckar Ufer entnehmen. Der 
Pfeiler liegt in etwa im Bereich unserer 
bestehenden Strom- und 
Kommunikationskabelpaketes (s. unten / 
Anlage). Die Kabeltrasse ist dinglich im 
Grundbuch gesichert und muss bestehen 
bleiben. 
Nehmen Sie bitte unsere bestehende 
Kabeltrasse in die Planzeichnung zum 
Bebauungsplan mit auf und kennzeichnen 
Sie diese mit einem 2,0 m breiten 
Schutzstreifen (§9 Abs. 1 Nr. 21 BauGB). In 
den Textteil bitten wir aufzunehmen, dass 
innerhalb der mit Schutzstreifen 
bezeichneten Flächen eine Bebauung oder 
eine andere Nutzung nur nach Prüfung und 
gegebenenfalls Zustimmung der ENRW 
GmbH & Co. KG zulässig ist. 

Keine Berücksichtigung 
Die Leitungen liegen in dem Bereich, der durch die 
Neckarrevitalisierung überplant wird, so dass im 
vorliegenden Bebauungsplan keine Aussagen 
getroffen werden. Auch das geforderte 
Leitungsrecht liegt innerhalb der in der 
Planzeichnung grau dargestellten Fläche, so dass 
im Rahmen des Bebauungsplanverfahrens auf die 
Darstellung verzichtet wird. Darüber hinaus gibt es 
eine koordinierte Leitungsplanung für den 
gesamten Bereich der Landesgartenschau. Hier 
werden die verschiedenen Leitungsträger beteiligt 
sowie gegebenenfalls notwendige Maßnahmen 
koordiniert. 
In die Bebauungsvorschriften wird ein Hinweis 
unter Ziffer 3.15 (Leitungen und 
Regenüberlaufbecken) aufgenommen, in dem auf 
die verschiedenen Leitungen sowie das im 
Plangebiet vorhandene Regenüberlaufbecken 
hingewiesen wird. 
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 Beteiligen sie uns bitte auch weiterhin am Verfahren. Berücksichtigung 
Eine weitere Beteiligung am Verfahren erfolgt. 

15. Deutsche Telekom Technik GmbH 
78166 Donaueschingen 

Anregung vom 20.11.2024 

 Die Telekom Deutschland GmbH (nachfolgend Telekom genannt) - als Netzeigentümerin und 
Nutzungsberechtigte i. S. v. § 125 Abs. 1 TKG - hat die Deutsche Telekom Technik GmbH beauftragt und 
bevollmächtigt, alle Rechte und Pflichten der Wegesicherung wahrzunehmen sowie alle Planverfahren Dritter 
entgegenzunehmen und dementsprechend die erforderlichen Stellungnahmen abzugeben. Zu der o. g. Planung 
nehmen wir wie folgt Stellung: 

Kenntnisnahme 

 Gegen die Aufstellung des Bebauungsplanes haben wir keine Einwände, möchten jedoch auf folgendes 
hinweisen: 
Im Planbereich befinden sich Telekommunikationslinien der Telekom, wie aus beigefügtem Plan ersichtlich 
wird. Die dargestellten Linien verlaufen jedoch unterhalb der Bahnlinie und unter dem Neckar. 
Demnach ist nur beim Aufstellen der Brückenpfeiler auf deren Lage zu achten, dass die Kabel nicht beschädigt 
werden. Die entsprechenden Pläne können bei Bedarf auch unter https://trassenauskunftkabel.telekom.de/ 
eingesehen werden. Diese Stellungnahme gilt auch für die Punktuelle Fortschreibung des 
Flächennutzungsplanes 2035 -1. Änderung „Landesgartenschaubrücke" im selben Bereich. 

 

Kenntnisnahme 
Unabhängig vom vorliegenden Bebauungsplan gibt 
es eine koordinierte Leitungsplanung für den 
gesamten Bereich der Landesgartenschau. 
Gegebenenfalls notwendige Leitungsverlegungen 
werden hier mit den zuständigen Leitungsträgern 
abgestimmt. Ein Hinweis wird unter Ziffer 3.15 
(Leitungen und Regenüberlaufbecken) in die 
planungsrechtlichen Festsetzungen übernommen. 

https://trassenauskunftkabel.telekom.de/
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16. Vodafone West GmbH 
40549 Düsseldorf 

Anregung vom 25.11.2024 

 Wir teilen Ihnen mit, dass die Vodafone-Gesellschaft(en) gegen die von Ihnen geplante Maßnahme keine 
Einwände geltend macht. In Ihrem Planbereich befinden sich Telekommunikationsanlagen unseres 
Unternehmens. Bei objektkonkreten Bauvorhaben im Plangebiet werden wir dazu eine Stellungnahme mit 
entsprechender Auskunft über unseren vorhandenen Leitungsbestand abgeben. 

Kenntnisnahme 
Unabhängig vom vorliegenden Bebauungsplan gibt 
es eine koordinierte Leitungsplanung für den 
gesamten Bereich der Landesgartenschau. 
Gegebenenfalls notwendige Leitungsverlegungen 
werden hier mit den zuständigen Leitungsträgern 
abgestimmt. Ein Hinweis wird unter Ziffer 3.15 
(Leitungen und Regenüberlaufbecken) in die 
planungsrechtlichen Festsetzungen übernommen. 

 

 Keine Einwendungen, Anregungen und Bedenken der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange 
gem. § 4 (1) BauGB und Nachbargemeinden nach § 2 (2) BauGB 

 

 Regierungspräsidium Freiburg, Ref. 47.2 Baureferat Ost 
Regierungspräsidium Freiburg, Ref. 54.1 bis 54.4 – Industrie 
Vermögen und Bau Baden-Württemberg 
DFS Deutsche Flugsicherung GmbH 
Bundesaufsichtsamt für Flugsicherung 
Deutscher Wetterdienst 
Bundesamt für Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleistungen der 
Bundeswehr 
ENRW Energieversorgung Rottweil - Stadtentwässerung 
Netze BW GmbH 
badenovaNETZE GmbH 
SWR Südwestrundfunk 
Gemeinde Dietingen 
Gemeinde Aldingen 
Gemeinde Frittlingen 

 

Schreiben vom 12.11.2024 
Schreiben vom 03.12.2024 
Schreiben vom 10.12.2024 
Schreiben vom 02.12.2024 
Schreiben vom 18.11.2024 
Schreiben vom 12.11.2024 
Schreiben vom 08.11.2024 
 
Schreiben vom 02.12.2024 
Schreiben vom 14.11.2024 
Schreiben vom 20.11.2024 
Schreiben vom 11.11.2024 
Schreiben vom 13.11.2024 
Schreiben vom 12.11.2024 
Schreiben vom 11.11.2024 

 

 
 
 
Keine weitere Beteiligung erforderlich 
Keine weitere Beteiligung erforderlich 
 
 
 
 
Keine weitere Beteiligung erforderlich 
 
 
 
 
Keine weitere Beteiligung erforderlich 
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 Keine Stellungnahme der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange 
gem. § 4 (1) BauGB und Nachbargemeinden nach § 2 (2) BauGB 

 

 Regierungspräsidium Freiburg, Ref. 44 – Straßenplanung 
Regierungspräsidium Freiburg, Ref. 45 – Straßenbetrieb und Verkehrstechnik 
Regierungspräsidium Stuttgart, Referat 46.2 – Luftverkehr und Luftsicherung 
Regierungspräsidium Freiburg, Ref. 53.1 – Gewässer I. Ordnung, Hochwasserschutz, Planung und Bau 
Regierungspräsidium Stuttgart, Referat 55 – Naturschutz, Recht 
Regierungspräsidium Freiburg, – Ref. 56 – Naturschutz und Landschaftspflege 
Regierungspräsidium Stuttgart, Kampfmittelbeseitigungsdienst, 70569 Stuttgart 
Bundesnetzagentur 
Landeseisenbahnaufsicht 
HzL Hohenzollerische Landesbahn AG 
NeSA Eisenbahn-Betriebsgesellschaft 
Zweckverband Verkehrsverbund Schwarzwald-Baar-Heuberg 
StadtBus Rottweil GmbH 
Finanzamt Rottweil 
Schulamt Rottweil 
Polizeipräsidium Konstanz, 78467 Konstanz 
Handwerkskammer Konstanz 
Industrie- und Handelskammer Schwarzwald-Baar-Heuberg 
Einzelhandelsverband Baden-Württemberg e.V. 
Gewerbe- und Handelsverein Rottweil e.V. 
Rottweiler Geschichts- und Altertumsverein e.V. 
Diözese Rottenburg-Stuttgart 
Dekanatamt Tuttlingen 
ENRW Energieversorgung Rottweil, Fern- /Nahwärme 
Transnet BW GmbH 
terranets bw 
ALBA Süd GmbH & Co. KG 
Zweckverband Baarwasserversorgung 
Zweckverband Bodensee-Wasserversorgung 
Zweckverband Eschachwasserversorgung 
Zweckverband Gasfernversorgung Baar 
Zweckverband Wasserversorgung am oberen Neckar 
Gemeinde Deißlingen 
Gemeinde Wellendingen 
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Gemeinde Zimmern ob Rottweil 
Gemeinde Dunningen 
Gemeindeverwaltung Villingendorf 
Gemeindeverwaltung Bösingen 
Stadtverwaltung Schömberg 
Gemeinde Zimmern unter der Burg 
Zweckverband Interkommunales Industrie- und Gewerbegebiet Zimmern o.R. – Rottweil 
Landesnaturschutzverband Baden-Württemberg 
Landesverband NABU 
BUND-Regionalgeschäftsstelle Schwarzwald-Baar-Heuberg 
BUND Ortsverband Rottweil und Umgebung 
NABU Ortsgruppe Rottweil/Göllsdorf 
Lokale Agenda 21 Rottweil AK Klimaschutz 
Lokale Agenda 21 Rottweil AK Umwelt 
Lokale Agenda 21 Rottweil AK RadKultur 
Behindertenbeauftragte der Stadt Rottweil 
Bundesanstalt für Immobilienaufgaben, Hauptstelle Freiburg 

 

 
 

B Stellungnahmen der Öffentlichkeit 
gem. § 3 (1) BauGB 

 

Nr. Inhalt der Anregung Abwägungsvorschlag 

1.   

 Von Seiten der Öffentlichkeit gingen keine Stellungnahmen ein.  
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Anlage zur Stellungnahme unter Ziffer 6 – Baustelleneinrichtungsflächen 
Landratsamt Rottweil, Bau-, Naturschutz- und Gewerbeaufsicht 
 
 
 
Karten zur Darstellung der geplanten Baustelleneinrichtungsflächen 
(Quelle: Beratungsvorlage Nr. 045/2025 zur Landesgartenschau 2028 – Gartenschaubrücke, 05.02.2025, Seite 66) 
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C Stellungnahmen der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange 
gem. § 4 (2) BauGB und Nachbargemeinden nach § 2 (2) BauGB 

Nr. Inhalt der Anregung Auswertung: Stellungnahme Planer/Verwaltung 

1. Regierungspräsidium Freiburg 
Landesforstverwaltung 
79083 Freiburg 

Anregung vom 23.07.2025 

 Bei der o.g. Bebauungsplanänderung werden forstfachliche und -rechtliche Belange nicht tangiert. Bei den 
überplanten, mit Gehölzen bestockten, Flächen handelt es sich um Feldgehölze, die keine Waldeigenschaft 
nach § 2 Landeswaldgesetz (LWaldG) aufweisen. Aus forstfachlicher Sicht bestehen gegenüber der Planung 
keine Bedenken. 

Kenntnisnahme 

2. Regierungspräsidium Freiburg 
Abt. 9 Landesamt für Geologie, Rohstoffe 
und Bergbau 
79095 Freiburg i. Br. 

Anregung vom 29.07.2025 

 Unter Verweis auf unsere weiterhin gültigen Stellungnahmen vom 10.03.2025 (Az. RPF9-4700-153/3/2 – 
Offenlage) und vom 25.11.2024 (Az. RPF9-4700-67/50/2 – frühzeitige Beteiligung) sind von unserer Seite 
zum modifizierten Planvorhaben keine weiteren Hinweise oder Anregungen vorzubringen. Es wird darauf 
hingewiesen, dass im Anhörungsverfahren des LGBR als Träger öffentlicher Belange keine fachtechnische 
Prüfung vorgelegter Gutachten oder von Auszügen daraus erfolgt. 

Kenntnisnahme 
Die Informationen wurden gemäß der Anregung zur 
frühzeitigen Beteiligung zur Offenlage im Hinweis 3.3 
(Geotechnik) ergänzt. Siehe hierzu auch Anregung unter 
Ziffer 4 oben. 

Allgemeine Hinweise 
Anzeige, Übermittlung und Bereitstellung von Geologie-Daten nach Geologiedatengesetz (GeolDG) 
Für geologische Untersuchungen und die daraus gewonnenen Daten besteht nach den Bestimmungen des 
Geologiedatengesetzes (GeolDG) eine Übermittlungspflicht gegenüber dem LGRB. Weitere Informationen 
hierzu stehen Ihnen im LGRBanzeigeportal zur Verfügung. 
Weitere Informationsquellen des LGRB im Internet 
Informationen zu den Untergrundverhältnissen sowie weitere raumbezogene Informationen können 
fachübergreifend und maßstabsabhängig der LGRBhomepage entnommen werden. Bitte nutzen Sie hierzu 
auch den LGRB-Kartenviewer sowie LGRBwissen. Insbesondere verweisen wir auf unser Geotop-Kataster. 
Beachten Sie bitte auch unser aktuelles Merkblatt für Planungsträger. 

Kenntnisnahme 
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Nr. Inhalt der Anregung Auswertung: Stellungnahme Planer/Verwaltung 

3. Regierungspräsidium Stuttgart 
Ref. 16 Kampfmittelbeseitigungsdienst 
70569 Stuttgart 

Anregung vom 21.07.2025 

 Damit wir für Sie tätig werden können, bitten wir Sie den beigefügten Antrag auszufüllen, zu 
unterschreiben und mit Lageplänen an uns zurück zu senden. 
Aufgrund der ausgedehnten Kampfhandlungen und Bombardierungen, die während des 2. Weltkrieges 
stattfanden, ist es ratsam, im Vorfeld von jeglichen Bau(Planungs-)verfahren eine 
Gefahrenverdachtserforschung in Form einer Auswertung von Luftbildern der Alliierten durchzuführen. 
Alle nicht vorab untersuchten Bauflächen sind daher als potentielle Kampfmittelverdachtsflächen 
einzustufen. 
Seit dem 02.01.2008 kann der Kampfmittelbeseitigungsdienst Baden-Württemberg allerdings 
Luftbildauswertungen für Dritte, zur Beurteilungen möglicher Kampfmittelbelastungen von Grundstücken 
auf vertraglicher Basis nur noch kostenpflichtig durchführen. Diese Auswertung kann bei uns mittels eines 
Vordrucks beantragt werden. 
Die dafür benötigten Formulare können auch unter www.rp-stuttgart.de (→Service →Formulare und 
Merkblätter) gefunden werden. Bitte beachten Sie hierzu auch den Anhang. Die momentane 
Bearbeitungszeit hierfür beträgt zur Zeit mind. 45 Wochen ab Auftragseingang. Eine Abweichung von der 
angegebenen Bearbeitungszeit ist nur in dringenden Fällen (Gefahr in Verzug) möglich. Bitte sehen Sie von 
Nachfragen diesbezüglich ab. Weiterhin weisen wir bereits jetzt darauf hin, dass sich aufgrund der VwV- 
Kampfmittelbeseitigungsdienst des Innenministeriums Baden-Württemberg vom 31.08.2013 (GABI. S. 342) 
die Aufgaben des Kampfmittelbeseitigungsdienstes Baden-Württemberg auf die Entschärfung, den 
Transport und die Vernichtung von Kampfmitteln beschränken. 
Die Beratung von Grundstückseigentümern sowie die Suche nach und die Bergung von Kampfmitteln kann 
vom Kampfmittelbeseitigungsdienst nur im Rahmen seiner Kapazität gegen vollständige Kostenerstattung 
übernommen werden. Soweit der Kampfmittelbeseitigungsdienst nicht tätig werden kann, sind für diese 
Aufgaben gewerbliche Unternehmen zu beauftragen. 

Kenntnisnahme 
Für das gesamte Gelände der Landesgartenschau wurde 
eine Kampfmittelerkundung „Räumkonzept und 
Gefährdungsabschätzung für Kampfmittelerkundung“ 
durchgeführt. Für den Geltungsbereich des 
vorliegenden Bebauungsplans sind dabei keine 
relevanten Maßnahmen notwendig. Dementsprechend 
kann auf eine Luftbildauswertung durch den 
Kampfmittelbeseitigungsdienst Baden-Württemberg 
verzichtet werden. 

4. Landratsamt Rottweil 
Bau-, Naturschutz- und Gewerbeaufsichtsamt 
78614 Rottweil 

Gemeinsame Anregung vom 28.08.2025 

 Untere Naturschutzbehörde 
Die untere Naturschutzbehörde nimmt zum Vorhaben wie folgt Stellung. 

Kenntnisnahme 
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Nr. Inhalt der Anregung Auswertung: Stellungnahme Planer/Verwaltung 

1. Umweltbericht 

Schutzgüter 
Die geplante Bewertung der Schutzgüter ist nachvollziehbar und stimmig. Die Bereiche, die als 
Baustelleneinrichtungsflächen und Baustraßen verwendet werden, sind in den Unterlagen noch nicht 
dargestellt. Die untere Naturschutzbehörde bittet um entsprechende Ergänzung. Es wird darauf 
hingewiesen, dass auch hier der Artenschutz, insbesondere bei Zuwegungen über die Gleisanlagen, zu 
berücksichtigen ist. 

Keine Berücksichtigung 
Baustelleneinrichtungsflächen sowie Baustraßen, die 
außerhalb des Geltungsbereichs liegen, werden im 
Umweltbericht nicht abgebildet. 
Mögliche baubedingte Eingriffe, wie die außerhalb des 
Geltungsbereiches liegenden BE-Flächen, welche im 
direkten Zusammenhang mit dem Bau der Brücke 
stehen, werden nachgelagert im Rahmen der geplanten 
Baumaßnahme vom Bauherrn betrachtet und bewertet. 
Dies gilt sowohl für die naturschutzrechtliche 
Eingriffsregelung sowie auch für den Artenschutz. 

Bestehende Ausgleichsfläche 
Die geplante Brücke wird im Geltungsbereich der Ausgleichsfläche „Industriegebiet Berner Feld – 2. 
Änderung – Testturm“ anlanden. Da in diesem Bereich größere Baumaßnahmen für das Fundament 
stattfinden werden, ist zu beachten, dass die Flächen gemäß den Vorgaben aus dem öffentlich-rechtlichen 
Vertrag vom 25.09.2014 nach der Fertigstellung mit einer autochthonen und artenreiche Saatgutmischung 
wiederbegrünt werden. 

Berücksichtigung 
Im Umweltbericht wird bereits auf den öffentlich-
rechtlichen Vertrag Ausgleichsfläche „Industriegebiet 
Berner Feld – 2. Änderung – Testturm“ innerhalb der 
öffentlichen Grünfläche F2 verwiesen (vergl. Kap. 5.2 
Festsetzung öG F2, Hinweis 11 und 19). 
Zum Satzungsbeschluss wird im Umweltbericht, Kap. 
5.2. die Festsetzung zur öffentlichen Grünfläche um das 
Wort artenreich ergänzt. 

Geschütztes Biotop 
Die geplante Brücke überspannt das geschützte Biotop „Galeriewald am Neckar nordöstlich Rottweil“ 
(Biotop Nr. 178173250306). Laut Beschreibung im Umweltbericht wird das Biotop zukünftig geteilt. 
Handlungen, die zu einer Zerstörung oder einer sonstigen erheblichen Beeinträchtigung von Biotopen 
führen können, sind verboten. Es ist ein Antrag auf Ausnahme nach § 30 (3) BNatSchG zu stellen. 
 
 
 
 
 
 
 
Die genannten Vermeidungs- und Ausgleichsmaßnahmen sind vollumfänglich umzusetzen. 

Keine Berücksichtigung 
Die geplante Brücke überspannt das geschützte Biotop 
„Galeriewald am Neckar nordöstlich Rottweil“ (Biotop 
Nr. 178173250306). Das Biotop wird nicht durch das 
Vorhaben geteilt, allerdings wird es geringfügig (ca. 25 
m²) durch den Pfeiler tangiert (vergl. Kap. 6.9). Ein 
Ausgleich für den Biotop „Galeriewald am Neckar“ Nr. 
178173250306 ist auf Grund des geringen Umfanges 
innerhalb des Geltungsbereiches nicht erforderlich und 
auf Ebene des Bebauungsplans daher nicht vorgesehen. 
Im Rahmen der voraussichtlichen Eingriffe durch die 
außerhalb des Geltungsbereiches liegenden BE-Flächen 
und der vorgesehenen Plangenehmigung Teil 2 zur 
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Nr. Inhalt der Anregung Auswertung: Stellungnahme Planer/Verwaltung 

Neckarrevitalisierung wird die Erforderlichkeit für das 
geschützte Biotop geprüft. 
Kenntnisnahme 

2. Spezielle artenschutzrechtliche Prüfung 

Biber 
Da ein Brückenpfeiler in einem Biberrevier errichtet werden soll, darauf in den Unterlagen jedoch nicht 
näher eingegangen wird, ist vorgesehen, ein Gutachten (Hr. G.) nachzureichen. Auf die Regelungen des § 
44 BNatSchG wird hingewiesen. Die untere Naturschutzbehörde bittet um Ergänzung der Unterlagen. 
 
 
 
Ergänzende Stellungnahme (Mail vom 02.10.2025 UNB an die Stadt RW) 
Betreff: LGS Rottweil, BPlan "Landesgartenschaubrücke" und Biber: 
 
bei unserem Treffen zur Information der Träger öffentlicher Belange am 30. Oktober 2025 zum BA 2 der 
Neckarrevitalisierung in einem Gebäude im Komplex der Kläranlage, baten Sie mich die Stellungnahme der 
UNB vom 9. September 2025 im Rahmen des BPlan-Verfahrens zu überprüfen und ggf. an die 
zwischenzeitlich vorliegenden Erkenntnisse anzupassen. 
 
Zunächst ist festzuhalten, dass das vom RP, Gewässerdirektion, beauftragte Gutachten von J. G. zum Biber 
der UNB nach wie vor nicht vorliegt. Die Lage des Biberbaus, z.B. in dem aktuellsten Plan zur 
Baustelleneinrichtung (vom 22.8.2025), ist aber nach Ihren Angaben auf Basis des Gutachtens von Herrn 
Grom deutlich über 40m vom nächstgelegenen Pfeiler der geplanten Brücke entfernt. Unterstellt man, dass 
die Lage der Brücke und insbes. des Brückenpfeilers zum Biberbau so korrekt ist, dann dürften sich keine 
artenschutzrechtlich relevanten Auswirkungen ergeben. 

Berücksichtigung 
Das vom RP, Gewässerdirektion, beauftragte Gutachten 
von J. G. zum Biber liegt aktuell noch nicht vor. 
 
Gemäß nachgereichter STN der UNB vom 02.10.2025 
sind nach aktuellem Kenntnisstand keine 
artenschutzrechtlichen Auswirkungen des Vorhabens in 
Bezug auf den Biber zu erwarten, da dieser, nach 
mündlichen Aussagen von Herrn G., mehr als 40 m vom 
nächstgelegenen Pfeiler entfernt liegt. 
 

Die Unterlagen werden wie folgt ergänzt: 
Änderung zum Satzungsbeschluss – saP, Kap. 5.2: 
„Der Biber (Castor fiber) kommt im Wirkbereich des 
Vorhabens mit einem Revier vor. Im angrenzenden 
Neckar wurde ein Biberbau in einer Entfernung von 
über 40 m zum nächstgelegenen Brückenpfeiler 
festgestellt Daher sind nach aktuellem Kenntnisstand 
keine artenschutzrechtlichen Auswirkungen des 
Vorhabens in Bezug auf die Art zu erwarten.“ 
 
Ergänzung zum Satzungsbeschluss – UB, Kap. 6.5.2.: 
„Der Biber besitzt im Wirkbereich des Vorhabens am 
Neckar ein Revier (vgl. saP, Kap. 5.2). Aufgrund der 
signifikanten Entfernung des derzeit bekannten 
Biberbaus zum nächstgelegenen Brückenpfeiler (> 40 
m) ist jedoch keine planungsrelevante Beeinträchtigung 
der Art zu erwarten. Zudem dient die vorrangig für 
Fledermäuse konzipierte Vermeidungsmaßnahme V1 (s. 
saP, Kap. 8.1) auch dem Schutz des Bibers. Er kann 
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Nr. Inhalt der Anregung Auswertung: Stellungnahme Planer/Verwaltung 

deshalb von weiteren Betrachtungen im Rahmen des 
Bebauungsplanes ausgeschlossen werden.“ 

Schlingnatter 
Die Baustelleneinrichtungsflächen sind derzeit noch nicht festgelegt. Bei einer Baustellenzuwegung über 
die Gleisanlage ist die streng geschützte Art Schlingnatter zu beachten. Die untere Naturschutzbehörde 
bittet um Ergänzung der Unterlagen. 

Teilweise Berücksichtigung 
Baustelleneinrichtungsflächen sowie Baustraßen, die 
außerhalb des Geltungsbereichs liegen, werden im 
Umweltbericht nicht abgebildet (s.o.). Mögliche 
baubedingte Eingriffe, die außerhalb des 
Geltungsbereiches liegen, werden nachgelagert im 
Rahmen der geplanten Baumaßnahme vom Bauherrn, 
sofern erforderlich betrachtet und bewertet. Dies 
betrifft u.a. auch den Artenschutz. 
Die Unterlagen werden wie folgt ergänzt: 
Ergänzung zum Satzungsbeschluss – saP, Kap. 5.2: 
„Innerhalb des Geltungsbereichs ist kein Nachweis der 
Schlingnatter (Coronella austriaca; FFH-Anhang IV, 
streng geschützt) bekannt. Das nächstgelegene 
Vorkommen befindet sich an den Gleisanlagen deutlich 
südöstlich des geplanten Bauwerks (vergl. GÖG 2021); 
eine vorhabenbedingte Betroffenheit der Art wird 
daher ausgeschlossen.“ 
 
Ergänzung zum Satzungsbeschluss – UB, Kap. 4.5.2: 
„Innerhalb des Geltungsbereichs ist kein Nachweis der 
Schlingnatter bekannt. Das nächstgelegene Vorkommen 
befindet sich an den Gleisanlagen deutlich südöstlich 
des geplanten Bauwerks (vergl. saP, Kap. 5.2).“ 
Ergänzung zum Satzungsbeschluss – UB, Kap. 6.5.2: 
„Für die Schlingnatter kann eine Betroffenheit aus 
fachgutachterlicher Sicht ausgeschlossen werden, da ihr 
Vorkommen deutlich südöstlich des Plangebiets liegt.“ 

Beleuchtung 
In der speziellen artenschutzrechtlichen Prüfung wird erläutert, dass die Beleuchtung im unteren Bereich 
des Brückengeländers verlaufen wird. Nach Rücksprache mit Hr. Koch, LGS GmbH, wird die Beleuchtung in 

Berücksichtigung 
Das derzeit stattfindende Monitoring für Fledermäuse 
im Bereich des Gleisweges und der zwei neuen 
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einer Höhe von 14 cm in das Schrammbord der Brücke integriert, sodass eine Abstrahlung nach außen 
verhindert wird. Die sonstigen Regelungen zur Beleuchtung sind zu beachten. Derzeit wird bereits ein 
Monitoring für Fledermäuse im Bereich des Gleisweges und der zwei neuen Neckarbrücken durchgeführt. 
Da die Landesgartenschaubrücke ebenfalls ein zusätzliches Bauwerk ist, das den Neckar quert, ist auch 
diese mit in das Monitoring zu integrieren. Derzeit stellt der Neckar einen letzten Dunkelkorridor und 
Jagdlebensraum für zahlreiche Fledermäuse dar. Durch das Monitoring sollen die Effekte der zusätzlichen 
Beleuchtung abgeschätzt werden. 

Neckarbrücken wird auf den Bereich der 
Landesgartenschaubrücke ausgeweitet. 
Folgende Maßnahme wird in die saP und den UB 
aufgenommen: 
Ergänzung zum Satzungsbeschluss – saP, Kap. 8.1 und 
im UB Kap. 5.2.2, Hinweis 12: 
 
„Die oben beschriebenen Maßnahmen dienen der 
Vermeidung bzw. Minimierung der potenziellen 
Beeinträchtigung nachtaktiver Tiere (insbes. 
Fledermäuse und Biber) durch das 
Beleuchtungskonzept. Zur Kontrolle der tatsächlichen 
Auswirkungen der Beleuchtung auf die Fledermäuse ist 
ein Monitoring vorzunehmen (vgl. Kap. 9). 

Vermeidungsmaßnahmen 
Zum Schutz von nachtaktiven Tieren, insbesondere von Fledermäusen und Bibern, in diesem Gebiet sind 
die Bauzeiten auf tagsüber außerhalb der Dämmerungszeit zu beschränken. Die in der speziellen 
artenschutzrechtlichen Prüfung genannten Vermeidungs- und CEF-Maßnahmen sind vollumfänglich 
umzusetzen. 

Berücksichtigung 
Eine entsprechende Vermeidungsmaßnahme wird für 
Fledermäuse, Biber und nachtaktive Arten zum 
Satzungsbeschluss aufgenommen. 
Ergänzung Vermeidungsmaßnahme zum 
Satzungsbeschluss - saP Kap. 8.1, UB Kap. 6.5.3 sowie in 
den Hinweisen der textlichen Festsetzungen unter 
Hinweise Kap. 3: 
 
Tageszeitliche Beschränkung Fledermäuse und Biber 
Zum Schutz von Fledermäusen und Biber sind sämtliche 
Arbeiten auf die Tageszeiten außerhalb der Dämmerung 
und Nachtstunden zu begrenzen. Diese Maßnahme 
minimiert auch eingriffsbedingte Störungen für andere 
nachtaktive Artengruppen. 

 Es wird gebeten, die Unterlagen entsprechend zu ergänzen. Erst danach kann eine abschließende 
Stellungnahme der unteren Naturschutzbehörde erfolgen. 
 

Berücksichtigung 
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 Gewerbeaufsichtsamt 
Der zur Stellungnahme vorgelegte Bebauungsplan „Landesgartenschaubrücke“ begegnet aus Sicht des 
Schutzes vor Immissionen aus gewerblichen Anlagen keinen Bedenken. Anmerkungen bestehen nicht. 
Dies wurde bereits im Vorverfahren mitgeteilt. 

Kenntnisnahme 

 Flurneuordnungs- und Vermessungsamt 
Laufende oder beantragte Flurneuordnungs- oder Baulandumlegungsverfahren sind von 
dem geplanten Vorhaben nicht betroffen. 
Es werden keine Bedenken und Anregungen vorgetragen. 

Kenntnisnahme 

 Forstamt 
Bei der geplanten Änderung des Flächennutzungsplans 2035 (Landesgartenschaubrücke) werden weder 
forstrechtliche noch forstfachliche Belange tangiert, da kein Wald im Sinne des Gesetzes betroffen ist. 
Aus Sicht des Forstamts bestehen daher gegenüber dem Bebauungsplan keine Bedenken. Ansonsten 
bestehen keine weiteren Anregungen oder Einwendungen. 

Kenntnisnahme 

 Landwirtschaftsamt 
Von Seiten des Landwirtschaftsamtes Rottweil bestehen keine Bedenken und Anregungen. 

Kenntnisnahme 

 Umweltschutzamt 
1. Abwasserbeseitigung 

Dem Abwägungsprotokoll wird zugestimmt. Es bestehen aus abwassertechnischer Sicht 
keine weiteren Anregungen oder Bedenken. 

Kenntnisnahme 

2. Gewässer 

Überschwemmungsgebiete 
Nach Durchsicht der Abwägung steht einer Aufstellung des Bebauungsplans aus Gründen 
des Hochwasserschutzes nichts entgegen. 

Kenntnisnahme 

Grundwasser 
Sofern beim Erstellen von Brückenfundamenten mit einem Eingriff/Antreffen in das (von) Grundwasser 
gerechnet werden muss, bedarf das Vorhaben sowohl für die Fundamentierung im Grundwasserbereich, 
als auch eine ggf. erforderliche Grundwasserhaltung einer wasserrechtlichen Erlaubnis. 

Kenntnisnahme 
Ein Hinweis, dass alle Maßnahme, die das Grundwasser 
berühren könnten, einer wasserrechtlichen 
Genehmigung bedürfen war bereits in den Unterlagen 
zur Offenlage enthalten (Hinweis 3.10). Die Planungen 
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werden intensiv mit den zuständigen Behörden 
abgestimmt. 

Zusammenfassung 
Sofern die vom Umweltschutzamt vorgebrachten Anregungen und Bedenken bei der weiteren Planung 
und Bebauung eingehalten und beachtet werden, bestehen von hier aus keine grundsätzlichen 
Einwendungen gegen die Aufstellung des Bebauungsplans. 
 

Kenntnisnahme 

5. Vermögen und Bau Baden-Württemberg 
78467 Konstanz 

Anregung vom 01.08.2025 

 Aus den uns vorliegenden Unterlagen können wir nicht eindeutig erkennen, ob das ebenliegende und 
landeseigene Gebäude Kameralamtsgasse 8 auf dem Flst. Nr. 183 der Gemarkung Rottweil von der 
Planung tangiert wird. 
Da das Gebäude auf der sehr hohen und massiven Mauer aufliegt, schlagen wir vor Beginn der 
Maßnahme ein Beweissicherungsverfahren vor. 

Berücksichtigung 
Ein Beweissicherungsverfahren wird bei Bedarf vom 
Bauherrn durchgeführt. 

6. Eisenbahn-Bundesamt, Landeseisenbahnaufsicht Baden-Württemberg 
76135 Karlsruhe 

Anregung vom 07.08.2025 

 Unsere Stellungnahmen vom 10. Dezember 2024 (per E-Mail) zum o. g. Flächennutzungsplan und 
ergänzend unsere Stellungnahme zum Bebauungsplanverfahren „Landesgartenschaubrücke“, RW 353-24, 
vom 28. Juli 2025 (per E-Mail) gelten unverändert. 

Kenntnisnahme 
Auf die vorgetragenen Anregungen sowie die 
dazugehörigen Beschlussvorschläge im Rahmen des 
Verfahrens zur Änderung des Flächennutzungsplans, 
sowie auf die folgende Anregung (Ziffer 7) wird 
verwiesen. 

7. Eisenbahn-Bundesamt, Außenstelle Karlsruhe / Stuttgart 
70182 Stuttgart 

Anregung vom 28.07.2025 

 Nach Durchsicht der Unterlagen ist eine Brücke über die Gleisanlagen der DB InfraGo AG angedacht. 
Aufgrund der Lage scheinen die Gleisanalagen der NeSA Eisenbahn-Betriebs-Gesellschaft Neckar-
Schwarzwald-Alb mbH nicht betroffen zu sein. Die Aufsicht über die Gleisanlagen der NeSA obliegt der 
Landeseisenbahnaufsicht (LEA) Baden-Württemberg. 

Kenntnisnahme 
Die NeSA Eisenbahn-Betriebsgesellschaft war am 
Verfahren beteiligt, hat jedoch im Zuge der Offenlage 
keine Stellungnahme abgegeben. 
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Die angedachte Landesgartenschaubrücke scheint weit genug von der Infrastruktur der NeSA entfernt zu 
sein, jedoch könnten notwendige Bauarbeiten den Betriebsablauf der NeSA beeinflussen. Aus diesem 
Grund bitten wir darum den Eisenbahninfrastrukturbetreiber, die NeSA Eisenbahn-Betriebs-Gesellschaft 
Neckar-Schwarzwald-Alb mbH, zumindest informativ einzubinden, damit dieser seine eventuellen 
Planungen anpassen und entsprechend koordinieren kann. 
Anbei die Kontaktdaten der NeSA Eisenbahn-Betriebs-Gesellschaft Neckar-Schwarzwald-Alb mbH: NeSA 
Eisenbahn-Betriebs-Gesellschaft Neckar-Schwarzwald-Alb, Bahnhof 10/1, 78628 Rottweil 
 

8. Eisenbahn-Bundesamt 
76135 Karlsruhe 

Anregung vom 25.08.2025 

 Ihr Schreiben ist am 18.07.2025 beim Eisenbahn-Bundesamt eingegangen und wird hier unter dem o. a. 
Geschäftszeichen bearbeitet. Ich danke Ihnen für meine Beteiligung als Träger öffentlicher Belange. 
Das Eisenbahn-Bundesamt ist die zuständige Planfeststellungsbehörde für die Betriebsanlagen und die 
Bahnstromfernleitungen (Eisenbahninfrastruktur) der Eisenbahnen des Bundes. Es prüft als Träger 
öffentlicher Belange, ob die zur Stellungnahme vorgelegten Planungen bzw. Vorhaben die Aufgaben nach 
§ 3 des Gesetzes über die Eisenbahnverkehrsverwaltung des Bundes berühren. 
Die Belange des Eisenbahn-Bundesamtes werden von der Planung berührt. Sie beabsichtigen, in 
Teilbereichen eine bestehende Bahnanlage (Gleis 200) mit einem Bebauungsplan zu überplanen. 
Durch Bebauungspläne dürfen Betriebsanlagen der Eisenbahnen des Bundes nicht geändert werden. 
Bebauungspläne nach dem Baugesetzbuch ersetzen nicht die Fachplanung nach § 18 Abs. 1 Allgemeines 
Eisenbahngesetz (AEG). 
Um die von Ihnen angestrebten Planungsziele zu verwirklichen, muss daher zuvor ein 
Freistellungsverfahren nach § 23 AEG durchgeführt werden. Durch die Darstellung im Bebauungsplan mit 
Verweis auf die bedingte Zulässigkeit nach § 9, (2), Satz 2 BauGB wird auf diesen Umstand verwiesen. 
Somit bestehen meinerseits keine Bedenken. 
Ansonsten verweise ich auf die laufende Abstimmung mit der Infrastrukturbetreiberin DB InfraGO AG. 

Kenntnisnahme 
Das notwendige Freistellungsverfahren wird zeitnah 
begonnen und erst nach Beendigung des Verfahrens 
kann die heutige Bahnfläche im gekennzeichneten 
Bereich entsprechend den Darstellungen im 
Bebauungsplan entwickelt werden. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Auf die Anregungen unter Ziffer 10 wird verwiesen. 

9. Deutsche Bahn AG, DB Immobilien, Region Südwest 
76137 Karlsruhe 

Anregung vom 07.08.2025 

 Gegen den o.g. Bebauungsplan bestehen aus eisenbahntechnischer Sicht hinsichtlich der TöB-Belange 
keine Einwendungen, wenn folgende Hinweise und Anregungen beachtet werden: 

Kenntnisnahme 
Die verschiedenen Träger der Bahninteressen wurden 
intensiv am Verfahren beteiligt. 
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Der Bebauungsplan beinhaltet gewidmete Bahnflächen und auch die Nutzung einer gewidmeten 
Bahnfläche, das Eisenbahn-Bundesamt muss deshalb zwingend am Verfahren beteiligt werden. 

 Der Bebauungsplan zeigt nur die grundsätzliche Notwendigkeit der Brücke an der gezeigten Stelle. Damit 
sind wir einverstanden. Die Details zur Brückenplanung müssen im weiteren Verlauf abgestimmt werden. 
Die Vorplanung lag uns bereits vor, derzeit werden die Prüfbemerkungen dazu in die Entwurfsplanung 
eingearbeitet. 
Die geplante Fuß- und Radwegbrücke fällt in den Anwendungsbereich des Eisenbahnkreuzungsgesetzes 
(EKrG), sofern es sich bei dem über die Brücke geführten Weg um eine öffentliche Straße i.S. des § 2 
Straßengesetz Baden-Württemberg handelt. Ist die Öffentlichkeit des Weges sichergestellt, ist nach § 5 
EKrG zwischen den Kreuzungsbeteiligten vor Umsetzung der Maßnahme zur Herstellung der neuen 
Kreuzung über Art, Umfang und Durchführung der Maßnahme eine Vereinbarung abzuschließen. Der 
Straßenbaulastträger trägt nach § 11 EKrG die Kosten der Maßnahme. Ebenso obliegt dem 
Straßenbaulastträger nach § 14 EKrG die Erhaltungslast für das Brückenbauwerk. 
Sofern der Weg nicht dem öffentlichen Verkehr gewidmet wird, ist zwischen der Stadt Rottweil und der 
DB InfraGO vor Umsetzung der Maßnahme ein Gestattungsvertrag nach der DB-Richtlinie 103.001 
abzuschließen. Die Stadt Rottweil hat alle im Zusammenhang mit der Gestattung – auch künftig – 
anfallenden Kosten zu tragen. 

Kenntnisnahme 
Die Planungen zur Landesgartenschaubrücke werden 
weiterhin mit den Beteiligten der Deutschen Bahn eng 
abgestimmt. Die notwendigen Vereinbarungen werden 
vorbereitet und zu gegebener Zeit geschlossen. Dies ist 
jedoch nicht Regelungsgegenstand des vorliegenden 
Bebauungsplanverfahrens. 

 „Die im Bebauungsplangebiet ausgewiesenen bebaubaren Grundstücke / öffentlichen Verkehrsflächen 
sind entlang der Grenze zu den Bahnanlagen mit einer dauerhaften Einfriedung ohne Öffnung bzw. einer 
Leitplanke abzugrenzen.“ 
Durch die mit der Baumaßnahme verbundene Besiedlung wird für die Anwohner und deren Kinder eine 
Gefahrenquelle gegenüber dem Eisenbahnbetrieb geschaffen, für deren Abwehr nach den Grundsätzen 
des § 823 BGB derjenige, welcher diesen Zustand schafft, zuständig ist. Konkret bedeutet dies, dass der 
jeweilige Bauherr verkehrssicherungspflichtig ist. Die Baulast zur Erstellung und der Unterhalt liegt beim 
jeweiligen Grundstückseigentümer. Diese Maßnahme dient zum Schutz der Personen und Fahrzeuge vor 
den Gefahren des Eisenbahnbetriebes und vermeidet das Entstehen „wilder Bahnübergänge“. In den 
Baugenehmigungen ist von den potentiellen Antragstellern die Einfriedigung als Auflage, gemäß 
Bebauungsplan zu fordern. Rechtsgrundlage ist die Wahrung der Verkehrssicherungspflicht gemäß den 
Grundsätzen des § 823 BGB. 

Kenntnisnahme / Berücksichtigung 
Entlang der Grenzen zu den Bahnflächen werden 
öffentliche Grünflächen im Bebauungsplan dargestellt. 
Im Offenlageentwurf zum Bebauungsplan war bereits 
eine nachrichtliche Übernahme auf die notwendige 
Abgrenzung hin zu den Bahnanlagen unter Ziffer 2.3 
enthalten. 

 „Alle Neuanpflanzungen im Nachbarbereich von Bahnanlagen, insbesondere Gleisen, müssen den 
Belangen der Sicherheit des Eisenbahnbetriebes entsprechen. Zu den Mindestpflanzabständen ist die DB 
Konzernrichtlinie (Ril) 882 „Landschaftsplanung und Vegetationskontrolle“ zu beachten. Der Großteil des 

Kenntnisnahme / Berücksichtigung 
Im Offenlageentwurf zum Bebauungsplan war bereits 
eine nachrichtliche Übernahme unter Ziffer 2.3 
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Regelwerks beschäftigt sich mit verschiedenen Aspekten zu Bepflanzungen an Bahnstrecken. Für 
Bepflanzungen an Bahnstrecken gelten folgende Rahmenbedingungen: 
­ Mindestabstände zur Gleismitte des äußersten Gleises gemäß Ril 882.0300 für klein- und 

mittelwüchsige Sträucher 8 m, für hochwüchsige Sträucher 10 m und für Bäume 12 m. 
­ Keine Pflanzungen innerhalb der in Modul 882.0001, 882.0200 genauer definierten Rückschnittzone 

(hierdurch können sich im Einzelfall die o.g. Mindestabstände beträchtlich erhöhen). Die 
Rückschnittzone dient der Freihaltung von Sicherheitsräumen, Ingenieurbauwerken, 
Oberleitungsabständen, Signalsichten etc. gemäß den anerkannten Regeln der Technik. 

­ Ausschließlich Pflanzung geeigneter Gehölze, wie in den Modulen 882.0300, 882.0300A01, 
882.0300A02 beschrieben. 

Die genannten Richtlinien und Module können bei Bedarf und auf Anfrage zur Verfügung gestellt werden. 
Abstand und Art von Bepflanzungen müssen so gewählt werden, dass diese z.B. bei Windbruch nicht in 
die Gleisanlagen fallen können. Diese Abstände sind durch geeignete Maßnahmen (Rückschnitt u.a.) 
ständig zu gewährleisten. Der Pflanzabstand zum Bahnbetriebsgelände ist entsprechend der 
Endwuchshöhe zu wählen. Soweit von bestehenden Anpflanzungen Beeinträchtigungen des 
Eisenbahnbetriebes und der Verkehrssicherheit ausgehen können, müssen diese entsprechend angepasst 
oder beseitigt werden. Bei Gefahr in Verzug behält sich die Deutsche Bahn das Recht vor, die Bepflanzung 
auf Kosten des Eigentümers zurückzuschneiden bzw. zu entfernen. Wir bitten deshalb, entsprechende 
Neuanpflanzungen in unmittelbarer Bahnnähe von vornherein auszuschließen. Des Weiteren verweisen 
wir darauf, dass nach den anerkannten Regeln der Technik (DIN VDE 
0115 Teil 3, 1997-12 und DIN EN 50122-1) zwischen Oberleitungsanlagen und Ästen von Bäumen oder 
Sträuchern jederzeit ein Abstand von 2,50 m eingehalten werden muss. 
Die Anpflanzungen im Grenzbereich entlang der Bahnanlagen sind so zu gestalten, dass ein Überhang 
nach § 910 BGB vermieden wird und die Vorgaben des Nachbarrechtes eingehalten sind. Die Pflanzung 
darf zu keinem Zeitpunkt die Sicherheit des Eisenbahnbetriebes gefährden. 

enthalten, die auf die verschiedenen geltenden 
Regelungen im Nahbereich der Bahnanlagen hinweist. 
Auf die Konzernrichtlinie 882 wird ebenfalls bereits 
hingewiesen. 

 Durch den Eisenbahnbetrieb und die Erhaltung der Bahnanlagen entstehen Emissionen (insbesondere 
Luft- und Körperschall, Abgase, Funkenflug, Abriebe z.B. durch Bremsstäube, elektrische Beeinflussungen 
durch magnetische Felder etc.), die zu Immissionen an benachbarter Bebauung führen können. 
Die benachbarten Streckengleise sind mit Oberleitung überspannt. Bei den Arbeiten sind die 
Schutzabstände zu den spannungsführenden Teilen der Oberleitungsanlage nach DIN VDE 0105, DIN VDE 
0115 und DIN VDE 0210 einzuhalten. Der Mindestabstand zu spannungsführenden Teilen von 3,00 m darf 
während der Bauausführung und auf Dauer nicht unterschritten werden. Von Standflächen, die von 
Personen betreten werden dürfen, sind die Mindestabstände zu spannungsführenden Teilen der 
Oberleitungsanlage nach DIN EN 50121*VDE 0115 und EN 50122-1 einzuhalten. 

Kenntnisnahme 
Im Offenlageentwurf zum Bebauungsplan war 
diesbezüglich bereits eine nachrichtliche Übernahme 
unter Ziffer 2.3 enthalten. 
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Anfallende Abwässer u. Oberflächenwässer dürfen nicht auf Bahngelände geleitet werden. Sie sind 
ordnungsgemäß in die öffentliche Kanalisation abzuleiten. Einer Versickerung in Gleisnähe kann nicht 
zugestimmt werden. 
Beleuchtungsanlagen sowie Solar- und Photovoltaikanlagen, sind blendfrei zum Bahnbetriebsgelände hin 
zu gestalten. Sie sind in ihrer Farbgebung und Strahlrichtung so anzuordnen, dass jegliche 
Signalverwechslung und Blendwirkung ausgeschlossen ist. Sollte sich nach der Inbetriebnahme eine 
Blendung herausstellen, so sind vom Bauherrn entsprechende Abschirmungen anzubringen. 

 In unmittelbarer Nähe zum Planbereich befinden sich die Durchlässe 4600+122,625 Gewölbe Durchlass 
sowie 4600+122,537 Rohr-Durchlass. Abhängig vom gewählten Bauverfahren für die Gründung kann in 
diesem Bereich ein Beweissicherungsverfahren erforderlich werden. 

Kenntnisnahme 
 

 Im geplanten Maßnahmenbereich der Strecke 4600 in km 122,6 sind die Kabeltrassen unseres 
Fachdienstes LST über den Bereich des Bebauungsplanbereichs verteilt. Die Kabeltrassen sind 
überwiegend im U-Kanal verlegt und nur im Bereich von Gleisquerungen sind die Kabel im Erdreich 
verlegt. 
Nach dem Rückbau des Gleises 200 und dem Verkauf des Geländes befindet sich die Kabeltrasse 
zukünftig an der Grenze zum Flurstück 587/12. Aus diesem Grund muss vor Beginn der 
Baugrunduntersuchung, die für den Brückenpfeiler auf dem Flurstück 587/12 notwendig ist, eine 
Kabeleinweisung unseres Fachdienstes erfolgen. Dies gilt auch für die eigentlichen Bauarbeiten zu dem 
Brückenpfeiler, auch vor dieser Baumaßnahme muss eine Kabeleinweisung erfolgen. Ansonsten müssen 
auch unsere nachstehenden Zusatzvermerke beachtet werden. 

Berücksichtigung 
Die nachrichtliche Übernahme unter Ziffer 2.3 wird 
entsprechend ergänzt. 

 Unsere Zusatzvermerke bei Arbeiten im Bereich von DB-Anlagen: 
Im Bereich von Kabeltrassen dürfen Erdarbeiten nur von Hand ausgeführt werden. Ein Schutzabstand von 
2 Meter zu den bestehenden Kabeltrassen und Anlagen ist zu beachten und einzuhalten. Während den 
Bauarbeiten zu der geplanten Maßnahme muss die Sicherheit der Signale sowie der im Bereich 
vorhandenen Bahnübergänge jederzeit gewährleistet sein und die Sicht auf die Signale darf nicht 
beeinträchtigt werden. Der Zugang zu unseren Bahnanlagen muss zu jeder Zeit sichergestellt sein! 

Kenntnisnahme 
Im Offenlageentwurf zum Bebauungsplan war 
diesbezüglich bereits eine nachrichtliche Übernahme 
unter Ziffer 2.3 enthalten. 

 Im betroffenen Bereich befinden sich TK-Kabel und TK-Anlagen der DB InfraGO AG und der Vodafone 
GmbH, die beiliegende Stellungnahme und Anlagen der DB InfraGO AG, TK-Auskünfte ist zu beachten und 
einzuhalten. 

Kenntnisnahme 
Auf die folgenden Anregungen unter Ziffer 10 (DB Infra 
GO) und 14 (Vodafone) wird verwiesen. 

 Wir bitten Sie, uns die Abwägungsergebnisse und den Satzungsbeschluss zu gegebener Zeit zuzusenden 
und an weiteren Verfahren zu beteiligen. 

Kenntnisnahme 
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10. DB Infra GO AG 
45128 Essen 

Anregung vom 28.07.2025 

 Im Auftrag der DB InfraGO AG und der Vodafone GmbH bearbeiten wir Betreiberauskünfte zu TK-Kabeln, 
deren Trassen und TK-Anlagen im Nutzungsumfeld der DB InfraGO AG sind. 
Auskunft im Auftrag der DB InfraGO AG: 
­ Der angefragte Bahnbereich enthält ein erdverlegtes TK-Kabel und einen U-Kanal mit Mehrlängen der 

DB InfraGO AG. Die Lage der TK-Kabel/TK-Anlagen kann den beigefügten Planausschnitten entnommen 
werden. Die Angaben zu Anlagen der Deutschen Bahn AG erfolgen nur auf Basis der vorhandenen 
Lagepläne. Die Eintragungen sind zur Maßentnahme nicht geeignet. Mit erdverlegten Bahnhofskabeln 
ist jederzeit zu rechnen. Diese sind nicht im zentralen Archiv dokumentiert. 

­ Es ist eine örtliche Einweisung durch einen Mitarbeiter der DB InfraGO AG erforderlich. Bitte teilen Sie 
uns schriftlich (mindestens 15 Arbeitstage vorher) und unter Angabe unserer Bearbeitungs-Nr. den 
Wunschtermin zur örtlichen Einweisung mit. Bitte nutzen Sie dafür das beigefügte Formular 
Beantragung örtliche Einweisung und senden dieses ausgefüllt an folgende E-Mail-Adresse zu: DB 
InfraGO AG Dokuzentrum Auskünfte I.ITP 52 Mail: okumentation-
Trassenauskunft@deutschebahn.com Die erfolgte Einweisung ist zu protokollieren. 

­ Die Forderungen des Kabelmerkblattes sind strikt einzuhalten. Das Kabelmerkblatt liegt dem Schreiben 
bei. 

­ Diese Auskunft ist für einen Zeitraum von 24 Monaten gültig und bezieht sich ausschließlich auf den 
angefragten Bereich. Rechtzeitig vor Baubeginn/nach Abschluss der Planung ist es erforderlich eine 
nochmalige Abfrage zwecks Änderungen der Örtlichkeit einzuholen. 

­ Die Ihnen überlassenen Unterlagen bleiben Eigentum der Deutschen Bahn AG und sind vertraulich. Sie 
dürfen weder an Dritte weitergeleitet, noch vervielfältigt werden. Sämtliche Unterlagen sind nach 
Abschluss der Arbeiten zu vernichten. 

­ Bei Kreuzungen sind die Fernmeldekabel grundsätzlich zu unterkreuzen. TK-Anlagen der DB InfraGO 
AG dürfen nicht überbaut werden und es muss ein Abstand von 2,50 m eingehalten werden. Während 
der gesamten Baumaßnahme ist die Zugänglichkeit zu gewährleisten.  
 

Auskunft im Auftrag der Vodafone GmbH: 
­ Der angefragte Bereich enthält Kabel oder TK-Anlagen der Vodafone GmbH. Die Lage der Systeme kann 

den beigefügten Planausschnitten entnommen werden. 
­ Diese Auskunft ist für einen Zeitraum von 12 Monaten gültig und bezieht sich ausschließlich auf den 

angefragten Bereich. 
­ Plandokumentation (auch ausschnittsweise): Kabellagepläne/Planausschnitt(e) 

Berücksichtigung 
Im Offenlageentwurf zum Bebauungsplan war 
diesbezüglich bereits eine nachrichtliche Übernahme 
unter Ziffer 2.3 enthalten. 
Die Vodafone GmbH wurde ebenfalls am Verfahren 
beteiligt, siehe Anregung unter Ziffer 14. 

mailto:okumentation-Trassenauskunft@deutschebahn.com
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Bebauungsplan Rw 353/24 „Landesgartenschaubrücke“  Seite 46 von 50 
 

Nr. Inhalt der Anregung Auswertung: Stellungnahme Planer/Verwaltung 

­ Kabelmerkblatt DB AG/Merkblatt für erdverlegte Kabel 
­ Sonstiges: Beantragung Trasseneinweisung 

 
Sollten bei den Bauarbeiten nicht angegebene TK-Kabel freigelegt oder TK-Anlagen vorgefunden werden, 
sind diese unter folgender Adresse unverzüglich anzuzeigen. DB InfraGO AG TK-Auskünfte I.ITP 52 
Kruppstr. 4 45128 Essen, E-Mail: Dokumentation-Trassenauskunft@deutschebahn.com 
 
Zusätzlicher Hinweis auf uns bekannte Kabel der Vodafone GmbH: 
In wenigen Fällen liegen uns Kenntnisse zu Kabeln der Vodafone GmbH vor, auf die wir Sie hiermit 
hinweisen. Dieser Hinweis ersetzt nicht Ihren eigenverantwortlichen Abruf über o.a. Webauskunft! Wir 
möchten Sie ausdrücklich darauf hinweisen, dass die DB InfraGO AG für die Beschädigung an 
Telekommunikationsanlagen, die auf übermittlungsbedingte Planungenauigkeiten zurückzuführen sind, 
keine Haftung übernimmt. Im Falle von Ungenauigkeiten oder Zweifel an der Plangenauigkeit darf mit der 
Baumaßnahme nicht begonnen werden, bevor diese durch die DB InfraGO AG ausgeräumt sind. Die 
Betreiberauskunft ist nur für den Fachbereich TK. Dies befreit nicht von der Anfrage weiterer Gewerke 
der Deutschen Bahn AG. Diese können Sie über die DB Immobilien erfragen. 
https://www.deutschebahn.com/de/geschaefte/immobilien/Leistungsspektrum/Eigentumsmanagement-
6897588#  
Datenschutzhinweis Der zur Verfügung gestellte Plan ist Eigentum der DB InfraGO AG sowie anderer 
Konzernunternehmen und ist vertraulich zu behandeln. Er darf weder an Dritte weitergeleitet, noch 
vervielfältigt bzw. veröffentlicht werden. Sämtliche Unterlagen sind nach Abschluss der Arbeiten zu 
vernichten. 

11. Autorisierte Stelle Digitalfunk Baden-Württemberg 
70372 Stuttgart 

Anregung vom 21.07.2025 

 Die Autorisierte Stelle Digitalfunk Baden-Württemberg (ASDBW) ist u.a. mit der Prüfung der BOS-
Richtfunkverbindungen in Bezug auf Störungen durch Windenergieanlagen, Stromtrassen, Bauwerke u. ä. 
beauftragt. 
In den hier vorliegenden Unterlagen sind die geplanten Bebauungshöhen unter 20m. Beeinflussungen 
von Richtfunkstrecken durch neue Bauwerke mit Bauhöhen unter 20 m sind nicht sehr wahrscheinlich. 
Auf das Einholen von Stellungnahmen der ASDBW zu Planverfahren mit geringer Bauhöhe kann daher 
allgemein verzichtet werden (analoge Anwendung der Verfahrensweise der BNetzA). 
Auf eine Prüfung sowie die Übersendung einer Stellungnahme verzichten wir aus o.g. Gründen. 

Kenntnisnahme 

mailto:Dokumentation-Trassenauskunft@deutschebahn.com
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12. ENRW Energieversorgung Rottweil GmbH & Co.KG 
78628 Rottweil 

Anregung vom 22.07.2025 

 Unsere Stellungnahme vom 19.11.2025 hat nach wie vor Gültigkeit. Wir möchten hier nochmals auf 
unsere bestehenden Strom- und Kommunikationskabelpakete im Bereich des östlichen Brückenpfeilers 
hinweisen. Die Kabeltrasse ist dinglich im Grundbuch gesichert und muss bestehen bleiben. 
Beteiligen sie uns bitte auch weiterhin am Verfahren. 

Keine Berücksichtigung 
Im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung wurde bereits 
eine Anregung mit ähnlichem Inhalt vorgetragen (siehe 
Ziffer 14 oben). Wie bereits dort, wird nochmals darauf 
verweisen, dass die angesprochene Leitung im Bereich 
des Verfahrens zur Neckarrevitalisierung liegt, so dass 
im vorliegenden Bebauungsplan für diesen Bereich 
keine Aussagen getroffen werden. 
In die Bebauungsvorschriften wurde ein Hinweis unter 
Ziffer 3.15 (Leitungen und Regenüberlaufbecken) 
aufgenommen, in dem auf die verschiedenen Leitungen 
sowie das im Plangebiet vorhandene 
Regenüberlaufbecken hingewiesen wird. 
Auf die Planungen der koordinierten Leitungsplanung 
der Landesgartenschau wird verwiesen. 

13. Deutsche Telekom Technik GmbH 
78166 Donaueschingen 

Anregung vom 01.08.2025 

 Zum o. g. Bebauungsplan haben wir im November 2024 bereits im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung 
Stellung bezogen. Diese Stellungnahme gilt bis auf weiteres uneingeschränkt. Unsere Anregungen 
wurden im Abwägungsprotokoll vermerkt, daher haben wir zum aktuellen Bebauungsplan keine 
Einwände. 

Kenntnisnahme 
Die genannte Stellungnahme wurde unter Ziffer 15 in 
die Abwägungstabelle der frühzeitigen Beteiligung 
aufgenommen. Es wurde darauf hingewiesen, dass 
Leitungen im Plangebiet liegen, die gegebenenfalls bei 
den Bauarbeiten für die Brückenpfeiler relevant sind. 
Die Anregung wurde zur Kenntnis genommen und auf 
die koordinierte Leitungsplanung verwiesen. 

14. Vodafone GmbH / Vodafone Deutschland GmbH 
70499 Stuttgart 

Anregung vom 20.08.2025 

 Wir teilen Ihnen mit, dass die Vodafone GmbH / Vodafone Deutschland GmbH gegen die von Ihnen 
geplante Maßnahme keine Einwände geltend macht. 

Kenntnisnahme 
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In Ihrem Planbereich befinden sich Telekommunikationsanlagen unseres Unternehmens. Bei 
objektkonkreten Bauvorhaben im Plangebiet werden wir dazu eine Stellungnahme mit entsprechender 
Auskunft über unseren vorhandenen Leitungsbestand abgeben. 
Bitte beachten Sie: 
Bei einer Stellungnahme, z.B. wegen Umverlegung, Mitverlegung, Baufeldfreimachung, etc. oder eine 
Koordinierung/Abstimmung zum weiteren Vorgehen, dass Vodafone und Unitymedia (Vodafone West 
GmbH) trotz der Fusion hier noch separat Stellung nehmen. Demnach gelten weiterhin die bisherigen 
Kommunikationswege. Wir bitten dies für die nächsten Monate zu bedenken und zu entschuldigen. 

Die genannte Stellungnahme wurde unter Ziffer 16 in 
die Abwägungstabelle der frühzeitigen Beteiligung 
aufgenommen. In der Stellungnahme wird mitgeteilt, 
dass Leitungen im Plangebiet liegen, jedoch keine 
Einwände bestehen. Die Stellungnahme wurde zur 
Kenntnis genommen und auf die koordinierte 
Leitungsplanung verwiesen. 

 
 
 

 Keine Einwendungen, Anregungen und Bedenken der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange 
gem. § 4 (1) BauGB und Nachbargemeinden nach § 2 (2) BauGB 

 Regierungspräsidium Freiburg, Ref. 46.2 Luftverkehr und Luftsicherung 
Regierungspräsidium Freiburg, Ref. 54.1 – 54.4 
Deutscher Wetterdienst 
Polizeipräsidium Konstanz Führungs- und Einsatzstab Sachbereich Verkehr 
ENRW Eigenbetrieb Stadtentwässerung 
badenovaNETZE GmbH 
Terranets bw GmbH 
Südwestrundfunk 
Gemeinde Dietingen 
Gemeinde Bösingen 

 

Schreiben vom 27.08.2025 
Schreiben vom 30.07.2025 
Schreiben vom 23.07.2025 
Schreiben vom 22.07.2025 
Schreiben vom 29.07.2025 
Schreiben vom 29.07.2025 
Schreiben vom 22.07.2025 
Schreiben vom 24.07.2025 
Schreiben vom 20.08.2025 
Schreiben vom 30.07.2025 

 

 

 

 Keine Stellungnahme der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange 
gem. § 4 (2) BauGB und Nachbargemeinden nach § 2 (2) BauGB 

 Regierungspräsidium Freiburg, Ref. 21 – Raumordnung, Baurecht, Denkmalschutz 
Regierungspräsidium Freiburg, Ref. 44 – Straßenplanung 
Regierungspräsidium Freiburg, Ref. 45 – Straßenbetrieb und Verkehrstechnik 
Regierungspräsidium Freiburg, Ref. 46 - Verkehr 
Regierungspräsidium Freiburg, Ref. 53.1 – Gewässer I. Ordnung, Hochwasserschutz, Planung und Bau 
Regierungspräsidium Freiburg, Ref. 53.2 – Gewässer I. Ordnung, Hochwasserschutz, Betrieb und Unterhaltung 
Regierungspräsidium Freiburg, Ref. 55 – Naturschutz, Recht 
Regierungspräsidium Freiburg, Ref. 56 – Naturschutz und Landschaftspflege 
Regierungspräsidium Stuttgart Landesamt für Denkmalpflege 
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Bundesnetzagentur Mainz 
Bundesnetzagentur Berlin 
HzL Hohenzollerische Landesbahn AG 
Nesa Eisenbahnbetriebsgesellschaft Neckar-Schwarzwald-Alb mbH 
NVBW Nahverkehrsgesellschaft BW mbH 
Zweckverband Verkehrsverbund Schwarzwald-Baar-Heuberg 
StadtBus Rottweil GmbH 
Finanzamt Rottweil 
Schulamt Rottweil 
Polizeipräsidium Konstanz 
Regionalverband Schwarzwald-Baar-Heuberg 
Handwerkskammer Konstanz 
Industrie- und Handelskammer Schwarzwald-Baar-Heuberg 
Einzelhandelsverband Baden-Württemberg e.V. 
Gewerbe- und Handelsverein Rottweil e.V. 
Rottweiler Geschichts- und Altertumsverein e.V. 
Diözese Rottenburg-Stuttgart 
Dekanatamt Tuttlingen 
ENRW Energieversorgung Rottweil, Fern- /Nahwärme 
ALBA Süd GmbH & Co. KG 
Zweckverband Baarwasserversorgung 
Zweckverband Bodensee-Wasserversorgung 
Zweckverband Eschachwasserversorgung 
Zweckverband Gasfernversorgung Baar 
Zweckverband Wasserversorgung am oberen Neckar 
Gemeinde Deißlingen 
Gemeinde Wellendingen 
Gemeinde Zimmern ob Rottweil 
Gemeinde Dunningen 
Gemeinde Aldingen 
Gemeindeverwaltung Villingendorf 
Stadtverwaltung Schömberg 
Gemeinde Zimmern unter der Burg 
Zweckverband Interkommunales Industrie- und Gewerbegebiet Zimmern o.R. – Rottweil
Landesnaturschutzverband Baden-Württemberg 
Landesverband NABU Baden-Württemberg 
BUND-Regionalgeschäftsstelle Schwarzwald-Baar-Heuberg 
BUND Ortsverband Rottweil und Umgebung  



Bebauungsplan Rw 353/24 „Landesgartenschaubrücke“  Seite 50 von 50 
 

NABU Ortsgruppe Rottweil / Göllsdorf 
Lokale Agenda 21 Rottweil AK Klimaschutz 
Lokale Agenda 21 Rottweil AK Umwelt 
Lokale Agenda 21 Rottweil AK RadKultur 
Behindertenbeauftragte der Stadt Rottweil 
Bundesanstalt für Immobilienaufgaben, Hauptstelle Freiburg 

 

 


